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Die Landeshauptstadt München beabsichtigt,  
die Trägerschaft für städtische Bauten an freigemeinnüt-
zige und sonstige Träger zum Betrieb von anerkannten 
und genehmigten öffentlichen Kindertageseinrichtungen, 
zu übertragen. 
Hier handelt es sich um eine bestehende Einrichtung,  
die zum 01.09.2022 zu übernehmen und zu eröffnen ist.

–	 Edinburghplatz 18
	 Trudering - Riem (15)
	 Kinderkrippe
	 36 Plätze für Kinder unter 3 Jahren
	 integriert in einem Wohnbaugebiet
	 Übernahme und Eröffnung geplant zum 01.09.2022

Die Landeshauptstadt München steht in der Verantwortung, 
den Rechtsanspruch auf Kindertagesbetreuung zu erfüllen. 

Liebigstr. 24  (Gemarkung: Sektion II Fl.Nr.: 2701/0)
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und einem Aufzug, Änderung der Fassaden und Grundrisse, 
Nutzungsänderung 
Laden/Ladenwohnung in eine Wohneinheit;  
RGB: Teilabriss des Bestandes, 
Zusammenlegung von 3 Wohnungen in 1 Wohnung,  
vollständige Unterkellerung, 
Umbau der Garage in Wohnraum, Änderung der Fassaden
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Der Geschäftsbereich KITA im Referat für Bildung und Sport 
behält sich deshalb vor, für die Erstbelegung von neu überlas-
senen städtischen Einrichtungen, Vorgaben hinsichtlich der 
Altersstruktur und Platzvergabe zu machen.

Der Träger wird verpflichtet über diese allgemeinen Regelun-
gen hinaus, den bisher in der Einrichtung betreuten Kindern 
im Kinderkrippenalter, die bei Betriebsbeginn das 3. Lebens-
jahr noch nicht vollendet haben, bei einem rechtzeitigen An-
trag auf Aufnahme (bei RBS-KITA) den Vorrang einzuräumen. 
Eine Pflicht zur Aufnahme besteht unter anderem damit aller-
dings nur im Rahmen der zukünftigen Öffnungszeiten, der zu-
gelassenen Buchungszeiten, dem Vorhandensein von Perso-
nal, und nur ab der tatsächlichen Möglichkeit der 
Wiedereröffnung.

Unabhängig davon führt die KITA-Elternberatung zunächst 
alle Vormerklisten für die ausgeschriebenen Kindertagesein-
richtungen. Der Träger ist verpflichtet diese Vormerklisten für 
die Auswahl zu übernehmen. 
Die Krippenplätze und Kindergartenplätze sind entsprechend 
dieser Liste zu vergeben. Bei der Erstvergabe sind die dem 
Träger von der KITA-Elternberatung bezeichneten Kinder im 
Krippen- und Kindergartenalter, auch die hier bezeichneten 
Integrationskinder, aufzunehmen. Das Betreuungspersonal ist 
vor Betriebsaufnahme auf die vorgesehene bedarfsgerechte 
Aufnahme behinderter oder von Behinderung bedrohter Kin-
der ausdrücklich hinzuweisen. Einzelne Krippen- oder Kinder-
gartenkinder können auch noch im Lauf des ersten Jahres 
nach Inbetriebnahme von der KITA-Elternberatung zur Auf-
nahme zugewiesen werden. 

Der Träger darf bis zum Ablauf von 12 Monaten nach der In-
betriebnahme nur dann Zusagen hinsichtlich der Aufnahme 
von Krippen- und Kindergartenkindern erteilen, wenn die  
KITA-Elternberatung vorher der Platzvergabe zugestimmt hat.

Wir bitten um Beachtung folgender, aktuell gültiger Bedingun-
gen:

	– Ein Antrag auf die Münchner Förderformel muss bei Ab-
schluss eines Vertrages zur Betriebsträgerschaft bei der 
Landeshauptstadt München, Referat für Bildung und Sport, 
Geschäftsbereich KITA gestellt werden. Die Gewährung der 
Zuwendungen kann ab dem Monat der Antragstellung erfol-
gen, in dem die Fördervoraussetzungen erfüllt sind. 

	– Die Höhe des Betriebskostenzuschusses richtet sich nach 
der Münchner Förderformel 
(Zuschussrichtlinie, in der jeweils geltenden Fassung), Sie 
können sich unter dem Link  
https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/ 
Referat-fuer-Bildung-und-Sport/Kindertageseinrichtungen/
muenchner-foerderformel.html 
über die Münchner Förderformel sowie über die geltenden 
Beschlüsse usw., informieren.

	– In einer Kindertageseinrichtung findet die Satzung über den 
Besuch der Kinderkrippen und Häuser für Kinder, Kinder-
gärten und Horte der Landeshauptstadt München (Kinder-
tageseinrichtungssatzung) Anwendung. Kinder mit beson-
deren Bedürfnissen und Förderbedarf haben, wie alle 
Kinder, den Rechtsanspruch auf einen Kindertagesbetreu-
ungsplatz. In allen Einrichtungsarten sind deshalb bei ent-
sprechendem Bedarf bereits ab Betriebsaufnahme zur ge-
meinsamen Förderung Plätze für Kinder mit Behinderung 
und Kinder, die von Behinderung bedroht sind, aufzunehmen. 
Das Personal ist vor Betriebsaufnahme darauf hinzuweisen. 

	– Hinsichtlich der Entgelte sind die Regelungen in der Münch-
ner Förderformel, Zuschussrichtlinie Punkt 2.2 anzuwen-
den. Die jeweils geltenden Voraussetzungen des Faktors 

eallg sind zu beachten mit der Maßgabe, dass die Höchst-
beträge für die Inanspruchnahme der jeweiligen Buchungs-
stufe in der jeweiligen Nutzungs- und Besuchsart gemäß 
der Gebühren der städtischen Kindertageseinrichtungsge-
bührensatzung in der jeweils geltenden Fassung nicht über-
schritten werden dürfen.

	– Die Vergütung des Personals muss gem. den Vorgaben der 
Zuschussrichtlinie zur Münchner Förderformel, in der jeweils 
geltenden Fassung, erfolgen.

	– Die Überlassung erfolgt miet- und pachtfrei. 

	– Der Träger muss das Hausgeld ab 01.09.2022 leisten.

	– Der Träger erhält nur die vorhandenen und vom bisherigen 
Träger an die LHM zurückgegebenen bzw. übereigneten Ge-
genstände und keine weiteren Erstausstattungszuschüsse.

	– Der Träger wird darauf hingewiesen, dass die Frage, ob hier 
ein Betriebsübergang vorliegt, der evtl. Konsequenzen in 
personeller Hinsicht hat, in eigener Verantwortung zu klären 
ist.

	– Der Träger darf keine Reduzierung seines bisherigen Platz-
angebotes im jeweiligen Stadtbezirk wenn vorhanden vor-
nehmen. Es muss gewährleistet sein, dass der Bedarf, der 
aus der neuen Wohnbebauung entsteht, gedeckt ist.

Falls Sie Interesse haben sich zu bewerben, bitten wir Sie, 
Ihre Interessenbekundung schriftlich, bitte bis spätestens 
29.12.2021 - es gilt das Datum des Eingangs bei der 
LHM - an die Landeshauptstadt München, Referat für Bildung 
und Sport, Geschäftsbereich KITA, Abteilung Koordination 
und Aufsicht Freie Träger, Trägerauswahlverfahren,  
Landsberger Str. 30, 80339 München oder per E-Mail an  
tav.ft.kita.rbs@muenchen.de zu senden. Sie erhalten dann  
die Bewerbungsformulare per E-Mail. 
Bitte vergessen Sie nicht, bei Abgabe Ihrer Interessenbekun-
dung auch Ihre aktuelle E-Mail-Adresse anzugeben. Für die 
Bewerbung im Trägerauswahlverfahren sind ausschließlich die 
vorgegebenen Unterlagen zu verwenden. 
Zur Sicherstellung einer fristgerechten Abgabe dient der 
Briefkasten am Rathaus – Marienplatz der LHM. (Bis 24.00 h 
wird der Eingang tagesgenau abgestempelt.)
Die Bewerbungsformulare beinhalten: 
1. Das Vorblatt zum Bewerbungsformular
2. Das mehrseitige Bewerbungsformular

Ausschlusskriterien:
1. Ausschlusskriterium 
Die Frist des Eingangs der Interessenbekundung wurde nicht 
eingehalten.
2. Ausschlusskriterium 
Die Frist des Eingangs und/oder der Umfang der Bewer-
bungsunterlagen wurden 
nicht eingehalten. 
3. Ausschlusskriterium
Nichteinhaltung der  Anlage 1 des Stadtratsbeschlusses vom 
26.06.2019
4. Ausschlusskriterium
Es ist hier insbesondere ausreichend darzulegen, dass die 
Voraussetzungen zur Erteilung einer Erlaubnis für den Betrieb 
der jeweiligen Kindertageseinrichtung gemäß § 45 SGB VIII 
erbracht und die genannten Bedingungen erfüllt werden kön-
nen. (Siehe Vorgaben der Anlage 3 des Beschlusses zum 
„Start zur stufenweisen Einführung der MFF, vom 26.01.2011 
und die Vorgaben des Beschlusses „Weiterentwicklung der 
Münchner Förderformel“ vom 14.12.2011.) 

Die vollständige Bewerbung muss bis spätestens 27.01.2022 
bei der Landeshauptstadt München, Referat für Bildung und 
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Sport, Geschäftsbereich KITA, Abteilung Koordination und 
Aufsicht Freie Träger, Trägerauswahlverfahren, Landsberger 
Str. 30, 80339 München in der genannten Form in Papier und 
unterschrieben per Post eingegangen sein. Es gilt das Datum 
des Eingangs bei der LHM. Zur Sicherstellung einer fristge-
rechten Abgabe dient der Briefkasten am Rathaus am Marien-
platz der LHM. (Bis 24.00 h wird der Eingang tagesgenau ab-
gestempelt.)
Alle Kosten, die im Zuge dieser Bewerbung entstehen sind 
von den Bewerbern zu tragen und sind in keinem Fall erstat-
tungsfähig.

Wir weisen daraufhin, dass Ihre unterschriebene Bewerbung 
für o.g. Einrichtung zusätzlich per PDF-E-Mail (Mail-Adresse: 
tav.ft.kita.rbs@muenchen.de) an uns zu senden ist. Eine reine 
E-Mail-Bewerbung ist für die Fristwahrung nicht ausreichend.

Folgende Kriterien werden für die Bewerbung/Gewichtung 
(Faktor 1,0) zugrunde gelegt:
Teil A für Bewerber*innen ohne Betriebsträgerschaft
	– A1 Pädagogische Hauskonzeption 
	– A2 Gesundheitsförderung 
	– A3 Erziehungs- und Bildungspartnerschaft mit Eltern

Teil B für alle Bewerber*innen
	– B1 Querschnittsaufgaben, Integration, Inklusion, Gender

thematik
	– B2 Sozialraumorientierung
	– B3 Organisationsstruktur und qualitätssichernde Maßnahmen 
	– B4 Auslastung und Belegung 
	– Darstellung zur besonderen Eignung → greift erst bei  

engem Wettbewerb (Gewichtung Faktor 2,5)

Bitte beachten Sie, dass es sich die Landeshauptstadt Mün-
chen vorbehält, bei wesentlichen Veränderungen der Grundla-
gen tatsächlicher oder rechtlicher Art von den hier bekannt
gemachten Rahmenbedingungen abzuweichen.

Für weitere Auskünfte zum Ausschreibungsverfahren wenden 
Sie sich bitte an Tel. 089 / 233-84242 oder per E-Mail:  
tav.ft.kita.rbs@muenchen.de.
Für Auskünfte zur Fachplanung für die ausgeschriebenen Ein-
richtungen erreichen Sie die zuständigen Ansprechpartnerin-
nen und Ansprechpartner der Abteilung Zentrales Immobilien-
management im Referat für Bildung und Sport per E-Mail 
unter: zim.rbs@muenchen.de.

München, 26. November 2021	 Referat für
		  Bildung und Sport 
		  RBS-KITA-FT-TAV

Öffentliche Bekanntmachung eines Vorbescheides  
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen Fürkhofstr. 28 - 30
Gemarkung Oberföhring, Flurnrn. 472/6 und 470,  
Stadtbezirk 13
Erweiterung der Helen-Keller-Realschule (Fürkhofstr. 28) 
sowie Neubau einer Dreifachsporthalle, Sanierung der 
Bezirkssportanlage (Johanneskirchner Str. 72)  
– VORBESCHEID

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 19.11.2021, Az. 1.7-2021-8624-31, wurde ein 
Vorbescheid für das oben genannte Vorhaben erteilt.

Den Nachbarn wird der Vorbescheid durch öffentliche Bekannt-
machung zugestellt. Die Nachbarn haben die Möglichkeit, 

entsprechend der Rechtsbehelfsbelehrung gegen den  
Bescheid Klage einzulegen. Die Zustellung gilt mit dem Tag 
der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt 
München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungs
verfahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
baukommission, Blumenstraße 19, einsehen. Vereinbaren  
Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse  
plan.ha4-31@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 20549.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
	– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-

rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

	– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden. Die 
technischen und formalen Voraussetzungen zum elektroni-
schen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter  
www.vgh.bayern.de.

	– Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die An-
tragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

	– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebüh-
renvorschuss zu entrichten. 

München, 19. November 2021	 Referat für Stadtplanung 
		  und Bauordnung
		  HA IV – Lokalbaukommission
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Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Osserstr. 38 - 40
Gemarkung Bogenhausen, Flurnr. 231/3 und 231/76, 
Stadtbezirk: 13
Neubau eines Mehrfamilienhauses (11 WE) mit Tiefgarage

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 29.11.2021, Az.1.2-2021-6094-31 wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter auf-
schiebenden Bedingungen, einer baumschutzrechtlicher  
Gestattung, Auflagen und Befreiungen erteilt.

Den Nachbarn wird die Baugenehmigung durch öffentliche 
Bekanntmachung zugestellt. Die Nachbarn haben die Mög-
lichkeit, entsprechend der Rechtsbehelfsbelehrung gegen 
den Bescheid Klage einzulegen. Die Zustellung gilt mit dem 
Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt 
München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungs
verfahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
baukommission, Blumenstraße 19, einsehen. Vereinbaren  
Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse  
plan.ha4-31@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 20549.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in  
Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt wer-
den.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
	– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-

rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

	– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden. Die 
technischen und formalen Voraussetzungen zum elektroni-
schen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter  
www.vgh.bayern.de.

	– Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die An-
tragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 

Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

	– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 29. November 2021	 Referat für Stadtplanung 
		  und Bauordnung
		  HA IV – Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Mariahilfstr. 6
Gemarkung/Flurnr./Stadtbezirk: Fl.Nr. 14530/0,  
Gemarkung Sektion VIII, Bezirk 05
Wohnungserweiterung durch DG-Neubau inklusive 
Dachanhebung

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 22.11.2021, Az.  6024-1.201-2021-16505-21, 
wurde die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben 
unter Auflagen/Nebenstimmungen und Abweichungen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr. 14518; Fl.Nr. 14519; Fl.Nr. 14529 und 
Fl.Nr. 14531 sowie den gegenüberliegenden Nachbarn Fl,Nrn. 
14538 und 14538/3, die dem Vorhaben nicht zugestimmt ha-
ben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des 
Baugenehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die 
vorgenannten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Mit-
eigentümern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungs
verfahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
baukommission, Blumenstraße 19, Zimmer 220, einsehen.Ver-
einbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
klaus.bichlmayer@muenchen.de bzw. Telefonnummer  
233 - 21546.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in  
Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt wer-
den.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

	– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Widerspruchs-
verfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. Es be-
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steht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Wider-
spruch einzulegen.

	– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden. Die 
technischen und formalen Voraussetzungen zum elektroni-
schen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter  
www.vgh.bayern.de.

	– Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die An-
tragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

	– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 22. November 2021	� Referat für Stadtplanung und 
Bauordnung

		  HA IV – Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Klenzestr. 73 - 75 , Westermühlstr. 16
Gemarkung/Flurnr./Stadtbezirk: Fl.Nr. 11474/0 und 
11529/0, 
Gemarkung Sektion VI, Bezirk 02
Um- und Anbau Mehrfamilienhaus /  
Einbau eines Aufzugs und Anbau von Balkonen  
mit Notleitern sowie teilweise Nutzungsänderung  
im Erdgeschoss von Wohnen in Laden und Gastronomie 
mit 40 Gastplätzen

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 08.11.2021, Az.  6024-1.201-2021-8900-21, 
wurde die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben 
unter Auflagen/Nebenstimmungen/Abweichungen und Befrei-
ungen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr. 11475 und Fl.Nr. 11528, die dem Vorha-
ben nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO 
eine Ausfertigung des Baugenehmigungsbescheides zuzu-
stellen. Nachdem sich die vorgenannten Grundstücke im  
Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die 
erforderliche Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung 
ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung 
im Amtsblatt der Landeshauptstadt München als bewirkt  
(Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungs
verfahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
baukommission, Blumenstraße 19, Zimmer 220, einsehen. 

Vereinbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mail
adresse klaus.bichlmayer@muenchen.de bzw. Telefonnummer 
233 - 21546.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Kla-
ge muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in  
Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt wer-
den.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
	– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-

rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

	– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden. Die 
technischen und formalen Voraussetzungen zum elektroni-
schen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter  
www.vgh.bayern.de.

	– Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die  
Antragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landes-
hauptstadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 
VwGO).

	– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebüh-
renvorschuss zu entrichten. 

München, 22. November 2021	� Referat für Stadtplanung  
und Bauordnung

		  HA IV – Lokalbaukommission
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Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Auenstr. 11
Gemarkung/Flurnr./Stadtbezirk: Fl.Nr. 12054/2,  
Gemarkung Sektion VI, Bezirk 02
DG Umbau und Ausbau Galeriegeschoss, Balkonergän-
zung und Einbau zweier Dachterrassen im 1.DG

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 29.11.2021, Az. 6024-1.23-2021-12889-21, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Auflagen/Nebenstimmungen und Abweichungen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr. 12053/2; Fl.Nr. 12053 und Fl.Nr. 12055,  
die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 
Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Baugenehmigungsbe-
scheides zuzustellen. Nachdem sich die vorgenannten Grund-
stücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern befin-
den, wird die erforderliche Zustellung durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt Mün-
chen als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungs
verfahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
baukommission, Blumenstraße 19, Zimmer 220, einsehen. 
Vereinbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mail
adresse klaus.bichlmayer@muenchen.de bzw. Telefonnummer 
233 - 21546.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
	– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-

rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

	– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden. Die 
technischen und formalen Voraussetzungen zum elektroni-
schen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter  
www.vgh.bayern.de.

	– Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die  
Antragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-

fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

	– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 29. November 2021	 Referat für Stadtplanung 
		  und Bauordnung
		  HA IV – Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung eines Vorbescheides gem. 
Art, 71 Satz 4 i. V. m. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Zehntfeldstr. 225 
Gemarkung: Trudering
Flurnr.: 386/4
Stadtbezirk: 15
Vorhaben: Neubau von 2 Doppelhäusern mit Garagen

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 22.11.2021, Az.: 1.7-2021-14297-32 wurde der 
Vorbescheid für das oben genannte Vorhaben erteilt.

Den Nachbarn Fl. Nr. 384/10, Fl. Nr. 384/9, Fl. Nr. 384/8, Fl. Nr. 
384/7, Fl. Nr. 384/1, Fl.Nr. 778/2, Fl. Nr. 384/5, Fl. Nr. 779, Fl. 
Nr. 778/1, Fl. Nr. 386/2, Fl. Nr. 386/5, Fl. Nr. 386/3 und Fl. Nr. 
384/6 die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist gemäß 
Art. 71 Satz 4 i. V. m. Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung 
des Vorbescheides zuzustellen. Nachdem sich die vorgenann-
ten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigentü-
mern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch öffent-
liche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem 
Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt 
München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Vorbescheidsverfahrens 
bei der Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokalbaukommission, 
Blumenstraße 19, Zimmer 338, einsehen. Vereinbaren Sie 
dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse  
plan.ha4-32@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 24597.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt wer-
den.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
	– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-

rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
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Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

	– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden. Die 
technischen und formalen Voraussetzungen zum elektroni-
schen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter  
www.vgh.bayern.de.

	– Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die  
Antragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

	– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 22. November 2021	� Referat für Stadtplanung  
und Bauordnung

		  HA IV – Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Edeltraudstr. 48
Gemarkung: Trudering
Flurnr.: 223/31
Stadtbezirk: 15
Vorhaben: Neubau einer Doppelhaushälfte (3 WE)  
mit Duplexgarage - 
TEKTUR zu 1.2-2020-10452-32  
(Änderung Kellerlichtschächte und -öffnungen)

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 29.11.2021, Az. 1.232-2021-19225-32, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Auflagen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr.: 223/17, FlNr.: 223/21, FlNr.: 223/20 und 
Fl.Nr.: 223/18, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben,  
ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Bau
genehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die  
vorgenannten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Mit
eigentümern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn haben die Möglichkeit, entsprechend der 
Rechtsbehelfsbelehrung gegen den Bescheid Klage einzulegen.

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungs
verfahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 

Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
baukommission, Blumenstraße 19, Zimmer 338, einsehen. 
Vereinbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mail
adresse plan.ha4-32@muenchen.de bzw. Telefonnummer  
233 - 24597.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in  
Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
	– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-

rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

	– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden. Die 
technischen und formalen Voraussetzungen zum elektroni-
schen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter  
www.vgh.bayern.de.

	– Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die  
Antragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landes-
hauptstadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 
VwGO).

	– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 29. November 2021	 Referat für Stadtplanung 
		  und Bauordnung
		  HA IV – Lokalbaukommission
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Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Schillerstr. 18
Gemarkung Sektion V /Flurnr.7256/0, Stadtbezirk 2
Umbau und Nutzungsänderung eines Hotels mit 31 Zim-
mern u. 51 Betten – durch Nutzungsänderung von Büro-
räumen zu Rezeption u. Frühstücksraum (1. OG), von 
Frühstücksraum u. Küche zu zwei Beherberungsräumen 
(3. OG) sowie zwei Pensionszimmer zu Abstellräumen –  
in ein Hotel mit 31 Zimmern u. 55 Betten; Aufteilung eines 
Ladens in 3 Läden und Ergänzung der Notleiteranlage 
(TEKTUR zu 1.1-2019-28520-21)  

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 22.11.2021, Az. 1.111-2021-16612-21, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter Auf-
lagen und Abweichungen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr.: 7252, 7253, 7255, 7274, 7257 und Fl.Nr. 
7278 , die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist gemäß 
Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Baugenehmi-
gungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die vorgenann-
ten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigentü-
mern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 123, einsehen. Ver
einbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-21@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 25560.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in  
Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
	– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-

rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

	– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden. Die 
technischen und formalen Voraussetzungen zum elektroni-
schen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter  
www.vgh.bayern.de.

	– Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB).
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 Satz 1 
VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die Antragsgeg-

nerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt München) und den 
Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben 
werden. Gegebenenfalls soll die angefochtene Verfügung in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Antrags-
schrift sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt 
werden.
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

	– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 22. November 2021	� Referat für Stadtplanung  
und Bauordnung

		  HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Klenzestr. 86 
Gemarkung Sektion VI, Flurnr.11432/0, Stadtbezirk 2
Neuaufteilung und Nutzungsänderung EG von Laden in 
Wohnen und Werkstatt in Wohnen, Anbau einer Treppe  
in den Hofbereich 

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 24.11.2021, Az. 1.23-2021-19072-21, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter Auf-
lagen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr. 11431 und Fl.Nr. 11436, die dem Vorha-
ben nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO 
eine Ausfertigung des Baugenehmigungsbescheides zuzu-
stellen. Nachdem sich die vorgenannten Grundstücke im  
Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die 
erforderliche Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung 
ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung 
im Amtsblatt der Landeshauptstadt München als bewirkt  
(Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungs
verfahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
baukommission, Blumenstraße 19, Zimmer 123, einsehen. 
Vereinbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mail
adresse plan.ha4-21@muenchen.de bzw. Telefonnummer  
233 - 25560.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in  
Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
	– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-

rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
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(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

	– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden. Die 
technischen und formalen Voraussetzungen zum elektroni-
schen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter  
www.vgh.bayern.de.

	– Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die  
Antragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

	– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 24. November 2021	 Referat für Stadtplanung 
		  und Bauordnung
		  HA IV – Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Adlzreiterstr. 6 
Gemarkung Sektion VI, Flurnr.10277/0, Stadtbezirk 2
Nutzungsänderung: Berufsfachschule  
für Rettungsassistenten zu Kindertagesstätte

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 25.11.2021, Az.1.1-2021-11573-21 , wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter Auf-
lagen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr. 10276; 10278; 10285; 10286 und Fl.Nr. 
10289, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist gemäß 
Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Baugenehmi-
gungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die vorgenann-
ten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigentü-
mern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
baukommission, Blumenstraße 19, Zimmer 123, einsehen. 
Vereinbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mail
adresse plan.ha4-21@muenchen.de bzw. Telefonnummer  
233 - 25560.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
	– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-

rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

	– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden. Die 
technischen und formalen Voraussetzungen zum elektroni-
schen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter  
www.vgh.bayern.de.

	– Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB).
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 Satz 1 
VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die Antragsgeg-
nerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt München) und den 
Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben 
werden. Gegebenenfalls soll die angefochtene Verfügung in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Antrags-
schrift sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt 
werden.
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

	– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 25. November 2021	� Referat für Stadtplanung  
und Bauordnung

		  HA IV – Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung eines Vorbescheides gem. 
Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Augustenstr. 33a  
Gemarkung Sektion III, Flurnr. 5400/0, Stadtbezirk: 3
Aufstockung und Nutzungsänderung eines  
Gewerbegebäudes in ein Wohn- und Geschäftshaus  
– VORBESCHEID

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 22.11.2021, Az. 1.7-2021-12849-22, wurde ein 
positiver Vorbescheid für das oben genannte Vorhaben erteilt.
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Den Nachbarn Fl.Nr.: Fl.Nr. 5392, 5396, 5397, 5398, 5399 
5403 und 5400/1, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, 
ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Vor
bescheides zuzustellen. Nachdem sich die vorgenannten 
Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern 
befinden, wird die erforderliche Zustellung durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag  
der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt 
München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Vorbescheidverfahrens 
bei der Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokalbaukommission, 
Blumenstraße 19, Zimmer 211, einsehen. Vereinbaren Sie 
dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse  
plan.ha4-22@muenchen.de.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
	– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-

rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

	– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden. Die 
technischen und formalen Voraussetzungen zum elektroni-
schen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter  
www.vgh.bayern.de.

	– Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB).
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 Satz 1 
VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die Antragsgeg-
nerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt München) und den 
Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben 
werden. Gegebenenfalls soll die angefochtene Verfügung in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Antrags-
schrift sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt 
werden.
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

	– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 22. November 2021	� Referat für Stadtplanung und 
Bauordnung

		  HA IV – Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Adams-Lehmann-Str. 109
Gemarkung Schwabing, Flurnr. 472/495, Stadtbezirk: 4
Einbau einer Spindeltreppe vom 4.-6.OG  
in einem Bürogebäude mit Kinderkrippe und Tiefgarage

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 29.11.2021, Az. 1.1-2021-15964-22, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter Ne-
benstimmungen erteilt.

Den Nachbarn Fl. Nr.: 472/308, 472/313 und 472/441, die dem 
Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 
BayBO eine Ausfertigung des Baugenehmigungsbescheides 
zuzustellen. Nachdem sich die vorgenannten Grundstücke im 
Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die 
erforderliche Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung 
ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung 
im Amtsblatt der Landeshauptstadt München als bewirkt  
(Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
baukommission, Blumenstraße 19, Zimmer 211, einsehen. 
Vereinbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mail
adresse plan.ha4-22@muenchen.de.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in  
Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt wer-
den.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
	– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-

rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

	– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden. Die 
technischen und formalen Voraussetzungen zum elektroni-
schen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter  
www.vgh.bayern.de.

	– Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB).
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 Satz 1 
VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die Antragsgeg-
nerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt München) und den 
Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben 
werden. Gegebenenfalls soll die angefochtene Verfügung in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Antrags-
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schrift sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt 
werden.
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

	– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 29. November 2021	� Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung

		  HA IV – Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Elisabethplatz 3 
Gemarkung Sektion III, Flurnr. 4519/5, Stadtbezirk: 4
Umbau und Erweiterung 2er Wohnungen  
zu 2 Maisonetten im DG mit dem einbau einer Dachgaube 
und einer Loggia sowie energetische Sanierung  
und Erneuerung des Daches

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 30.11.2021, Az. 1.2-2021-3811-22, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter Auf-
lagen und Nebenstimmungen erteilt.

Den Nachbarn Fl. Nr. 4519/8, Fl. Nr. 44519/4, Fl. Nr. 4517/4 
bzw. 4519/6, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist 
gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Bauge-
nehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die vor
genannten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Mit
eigentümern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
baukommission, Blumenstraße 19, Zimmer 211, einsehen. 
Vereinbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mail
adresse plan.ha4-22@muenchen.de.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in  
Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt wer-
den.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

	– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Widerspruchs-
verfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. Es be-

steht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch 
einzulegen.

	– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden. Die 
technischen und formalen Voraussetzungen zum elektroni-
schen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter  
www.vgh.bayern.de.

	– Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB).
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 Satz 1 
VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die Antragsgeg-
nerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt München) und den 
Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben 
werden. Gegebenenfalls soll die angefochtene Verfügung in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Antrags-
schrift sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt 
werden.
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

	– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 30. November 2021	� Referat für Stadtplanung und 
Bauordnung

		  HA IV – Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Liebigstr. 24
Gemarkung Sektion II / Flurnr. 2701 / Stadtbezirk: 1
VGB: Aufstockung des Bestands mit einem Vollgeschoss 
und Dachgeschoss (insg. 2 neue WE), Anbau von Balko-
nen (9 St.), Wintergärten (5 St.) und einem Aufzug, Ände-
rung der Fassaden und Grundrisse, Nutzungsänderung 
Laden/Ladenwohnung in eine Wohneinheit; RGB: Teilab-
riss des Bestandes, Zusammenlegung von 3 Wohnungen 
in 1 Wohnung, vollständige Unterkellerung, Umbau der 
Garage in Wohnraum, Änderung der Fassaden

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 25.11.2021, Az. 1.2-2021-7834-21, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter Auf-
lagen/Abweichungen und Hinweisen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr.: 2724/2, Fl.Nr. 2696, Fl.Nr. 2697, Fl.Nr. 
2698, Fl.Nr. 2702 und Fl.Nr. 2700, die dem Vorhaben nicht  
zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Aus-
fertigung des Baugenehmigungsbescheides zuzustellen. 
Nachdem sich die vorgenannten Grundstücke im Eigentum 
von mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die erforderli-
che Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt. 
Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung im 
Amtsblatt der Landeshauptstadt München als bewirkt (Art. 66  
Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungs
verfahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
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baukommission, Blumenstraße 19, Zimmer 123, einsehen. 
Vereinbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mail
adresse plan.ha4-21@muenchen.de bzw. Telefonnummer  
233 - 21544.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in  
Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt wer-
den.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
	– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-

rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

	– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter  
www.vgh.bayern.de.

	– Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB).
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 Satz 1 
VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die  
Antragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sol-
len angegeben werden. Gegebenenfalls soll die angefochte-
ne Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. 
Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übrigen Beteilig-
ten beigefügt werden.
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

	– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 25. November 2021	 Referat für Stadtplanung 
		  und Bauordnung
		  HA IV – Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Rainfarnstr. 61
Gemarkung/Flurnr./Stadtbezirk: Feldmoching, Fl.Nr. 1580/1
Neubau eines Einfamilienwohnhauses mit Garage 

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 26.11.2021, Az. 6024-1.23-2021-17522-42, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Auflagen und Befreiungen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr.: 1552/16, die dem Vorhaben nicht zuge-
stimmt haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausferti-
gung des Baugenehmigungsbescheides zuzustellen. 
Nachdem sich die vorgenannten Grundstücke im Eigentum 
von mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die erforderli-
che Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt. 
Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung im 
Amtsblatt der Landeshauptstadt München als bewirkt (Art. 66 
Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungs
verfahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
baukommission, Blumenstraße 19, Zimmer 038, einsehen. 
Vereinbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mail
adresse plan.ha4-zentralregistratur@muenchen.de bzw.  
Telefonnummer 233 - 22182.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Kla-
ge muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in  
Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt wer-
den.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
	– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-

rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

	– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden. Die 
technischen und formalen Voraussetzungen zum elektroni-
schen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter  
www.vgh.bayern.de.

	– Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB).
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 Satz 1 
VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die Antragsgeg-
nerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt München) und den 
Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben 
werden. Gegebenenfalls soll die angefochtene Verfügung in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Antrags-
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schrift sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt 
werden.
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

	– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 26. November 2021	� Referat für Stadtplanung  
und Bauordnung

		  HA IV – Lokalbaukommission

Die Landeshauptstadt München – Baureferat gibt folgende 
straßenrechtliche Ankündigung und Verfügungen  
bekannt: 

Ankündigung einer Umstufung
für den 21. Stadtbezirk Pasing-Obermenzing

Es ist beabsichtigt, die bisher als Eigentümerweg gewidmete 
Teilstrecke der Marsopstraße (Teilfläche aus Flst. 1092/2,  
Gemarkung Obermenzing) zwischen der Meyerbeerstraße  
(km 0,000) und 194 m östlich davon (km 0,194) zu einem 
„beschränkt-öffentlichen Weg, Fußverkehr + Radverkehr,  
Zufahrt zu den angrenzenden Grundstücken gestattet“ gem. 
Art. 7 BayStrWG umzustufen.

Da die Stadt Eigentümer der Straßenstrecke ist, muss die 
Straßenklasse entsprechend angepasst werden. 

Die Absicht der Umstufung wird hiermit gem. Art. 7 BaystrWG 
bekannt gegeben. 

Widmungsverfügungen 
für den 7. Stadtbezirk Sendling-Westpark:

Gemäß dem Beschluss des Bezirksausschusses vom 
23.11.2021 wird die bisher als „beschränkt-öffentlicher Weg, 
für Fußverkehr“ gewidmete Gesamtstrecke der Aichacher 
Straße (Teilfl. aus Flst. Nr. 9174/14 der Gemarkung München 
Sektion 5) zwischen der Kuhfluchtstraße (= km 0,542) und der 
Murnauer Straße (= km 0,607) mit dem Zusatz „Radverkehr 
frei“ widmungsrechtlich erweitert. Die Teilstrecke zwischen 
der Kuhfluchtstraße ( = km 0,542) und 7 m östlich davon (= km 
0,549) wird zusätzlich mit dem Zusatz „Zufahrt zu Haus Nr. 2 
gestattet“ widmungsrechtlich erweitert.
Die Verfügungen gelten gemäß Art. 41 Abs.4 Satz 4 BayVwVfG 
am 11.12.2021 als bekannt gegeben und damit wirksam.

Widmungsverfügung 
für den 15. Stadtbezirk Trudering-Riem

Gemäß dem Beschluss des Bezirksausschusses vom 
21.10.2021 wird die Gesamtstrecke der Stolzhofstraße (Teilf. 
aus den Flst. Nr.195/6 und 184/10, Gemarkung Trudering) zwi-
schen der Schwablhofstraße (= km 0,000) und 75 m westlich 
der Schwablhofstraße (ringförmiger Verlauf der Stolzhofstraße) 
(= km 0,576) zu einer Ortsstraße gewidmet.
Die Verfügung gilt gemäß Art. 41 Abs.4 Satz 4 BayVwVfG am 
11.12.2021 als bekannt gegeben und damit wirksam.

Diese Verfügungen einschließlich ihrer Begründungen und 
den Lagepläne können bei der Landeshauptstadt München, 
Baureferat, Friedenstraße 40, 81671 München nach vorheriger 
Anmeldung unter bau.widmungen@muenchen.de bis zum 
10.01.2022 eingesehen werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Verfügungen kann innerhalb eines Monats nach 
ihrer Bekanntgabe Klage beim Bayerischen Verwaltungs
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich, zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle dieses Gerichts oder elektronisch in einer für 
den Schriftformersatz zugelassenen Form erhoben werden.

Die Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt 
München) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeich-
nen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Be-
gründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen an-
gegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in 
Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen bei schriftlicher Einreichung oder Einreichung zur Nie-
derschrift Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt 
werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
	– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-

rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl S. 390) wurde das Widerspruchsverfahren im Bereich 
des BayStrWG abgeschafft. Es besteht keine Möglichkeit, 
gegen diesen Bescheid Widerspruch einzulegen. 

	– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Die technischen und formalen Voraussetzungen zur elektro-
nischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte 
der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichts-
barkeit (derzeit: www.vgh.bayern.de).

	– Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten seit 1. Juli 2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten.

München, 26. November 2021	 Baureferat
		  Verwaltung und Recht

Finanzdaten- und Beteiligungsbericht 2021

Gemäß Art. 94 Abs. 3 GO ist die Landeshauptstadt München 
verpflichtet, „jährlich einen Bericht über ihre Beteiligungen an 
Unternehmen in einer Rechtsform des Privatrechts zu erstel-
len, wenn ihr mindestens der zwanzigste Teil der Anteile eines 
Unternehmens gehört“ und diesen zu veröffentlichen.

Der Beteiligungsbericht 2021 der Landeshauptstadt München 
liegt in der Stadtkämmerei, Rathaus, Marienplatz 8, Zimmer 
183 aus und kann dort nach telefonischer Terminvereinbarung 
bei Herrn Kilian Martini (089 / 233 - 921 29) eingesehen wer-
den.

Der Beteiligungsbericht 2021 kann auch über das Internet-
Portal „www.muenchen.de“ als pdf-Datei heruntergeladen 
werden (Stichwort: „Finanzdaten- und Beteiligungsbericht“).

München, 29. November 2021	� Stadtkämmerei
		  SKA 1.31 



Amtsblatt der Landeshauptstadt München – Nr. 34/2021

735

Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG);
RF 360 Europe GmbH
Anzinger Str. 13
81671 München
Änderungsgenehmigungsantrag gem. § 16 Abs. 1 BlmSchG 
einer Anlage zur Behandlung von Oberflächen unter  
Verwendung organischer Lösemittel
(5.1.1.1 der 4. BlmSchV)

Die amtliche Bekanntmachung finden Sie auch im Internet  
unter https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/ 
Referat-fuer-Gesundheit-und-Umwelt/Bekanntmachungen

Die Firma RF 360 Europe GmbH beantragte mit Schreiben 
vom 09.11.2020 die immissionsschutzrechtliche Änderungs-
genehmigung gem. § 16 Abs. 1 BlmSchG für die Erweiterung 
ihrer Anlage zur Oberflächenbehandlung.

Allgemeiner Antragsgegenstand ist der Entfall, die Errichtung 
und der Umzug einzelner Fertigungsanlagen in den Reinräu-
men sowie der Wegfall der DSSP-Fertigungstechnologie. Ge-
plant ist die Erweiterung der TFSAW-Waferherstellung. Zudem 
soll eine Überarbeitung des Brandschutzkonzeptes erfolgen.

Anlage und Betrieb unterfallen der Ziffer 5.1.1.1 des Anhangs 1 
der 4. BImSchV - Verordnung über genehmigungsbedürftige 
Anlagen, Verfahrensart G (= Genehmigungsverfahren gemäß 
§ 10 BlmSchG – mit Öffentlichkeitsbeteiligung) und E (= Anla-
ge gemäß Art. 10 der Industrieemissions-Richtlinie 2010/75/
EU).

Zuständig für die Entscheidung über das Vorhaben ist das 
Referat für Klima- und Umweltschutz, Hauptabteilung Um-
weltschutz, Sachgebiet US 21, Immissionsschutz-Nord, Bayer-
str. 28 a, 80335 München (Telefon  233-4 77 19, Fax 233- 
4 77 59, E-Mail: immissionsschutz-nord.rku@muenchen.de).

Öffentlichkeitsbeteiligung (§ 10 Abs. 3 BImSchG):

Das Genehmigungsverfahren wird mit Öffentlichkeitsbeteili-
gung durchgeführt. Die Veröffentlichung des Antrags und der 
Unterlagen erfolgt vom 17.12.2021 bis einschließlich 
17.01.2022 im Internet unter https://www.muenchen.de/ 
rathaus/Stadtverwaltung/Referat-fuer-Gesundheit-und-Umwelt/
Verfahren_Umwelt.

Daneben liegen der Antrag und die Unterlagen als zusätzliches 
Informationsangebot während des Auslegungszeitraumes beim 
Referat für Klima- und Umweltschutz in der Bayerstraße 28a, 
80335 München, Zimmer 3075 (3.OG), während folgender 
Sprechzeiten zur Einsicht aus:

Montag	 von 9.30 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 bis 15.00 Uhr
Dienstag	 von 9.30 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 bis 16.00 Uhr
Mittwoch – Donnerstag	
	 von 9.30 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 bis 15.00 Uhr
Freitag	 von 9.30 Uhr bis 12.30 Uhr.
	
Aufgrund der COVID-19-Pandemie und zur Gewährleistung 
der von der Bayerischen Staatsregierung erlassenen Hygiene-
vorschriften zum Schutz der Bürger*innen, die vor Ort im Büro-
gebäude des Referats für Klima- und Umweltschutz Einsicht 
in die Unterlagen nehmen wollen, ist es erforderlich, vorab  
telefonisch einen Termin zur Einsichtnahme zu vereinbaren. 

Erreichbarkeit für die Terminvergabe unter Telefon:  
089/233-47888 

Montag – Donnerstag 
von 10.00 Uhr bis 11.00 Uhr und 14.00 bis 15.00 Uhr
Freitag			 
von 10.00 Uhr bis 11.00 Uhr

Dort erhalten Sie auch Informationen über die aktuell einzu-
haltenden Hygienevorschriften (z. B. notwendiger Mund- und 
Nasenschutz).

Weitere Informationen, die für die Entscheidung über das Vor-
haben von Bedeutung sein können und die dem Referat für 
Klima- und Umweltschutz erst nach Beginn der Auslegung 
vorliegen, werden der Öffentlichkeit nach den Bestimmungen 
über den Zugang zu Umweltinformationen zugänglich ge-
macht.

Einwendungen gegen das Vorhaben können bis einen Monat 
nach Ende der Auslegungsfrist, also bis einschließlich 
17.02.2022 schriftlich oder elektronisch gegenüber der Landes-
hauptstadt München, Referat für Klima- und Umweltschutz, 
Bayerstraße 28a, 80335 München erhoben werden. Die 
Einwender*innen können verlangen, dass ihr Name und ihre 
Anschrift unkenntlich gemacht werden, wenn diese zur ord-
nungsgemäßen Durchführung des Genehmigungsverfahrens 
nicht erforderlich sind. Hierauf ist im Einwendungsschreiben 
hinzuweisen.

Es wird gebeten, Namen und Anschrift lesbar anzugeben. Un-
leserliche Einwendungen oder solche, die die Person nicht er-
kennen lassen, werden beim Erörterungstermin nicht zugelas-
sen. Einwendungen müssen zumindest die befürchtete 
Rechtsgutgefährdung und die Art der Beeinträchtigung erken-
nen lassen.

Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind für das Genehmigungs-
verfahren gemäß § 10 Abs. 3 Satz 5 BImSchG alle Einwen-
dungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privat-
rechtlichen Titeln beruhen.

Die Genehmigungsbehörde kann nach Ende der Einwen-
dungsfrist die rechtzeitig gegen das Vorhaben erhobenen Ein-
wendungen mit dem Antragssteller und denjenigen, die Ein-
wendungen erhoben haben, erörtern. Gemäß § 10 Abs. 6 
BImSchG liegt die Durchführung - abhängig von Anzahl und 
Inhalt der Einwendungen – im pflichtgemäßen Ermessen der 
Genehmigungsbehörde. Bei der Ermessensentscheidung 
können auch geltende Beschränkungen aufgrund der COVID-
19-Pandemie sowie das Risiko einer zu starken Virusausbrei-
tung berücksichtigt werden. Die Entscheidung wird im Inter-
net auf der Homepage der Landeshauptstadt München unter 
https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/ Referat-
fuer-Klima-und-Umweltschutz/Bekanntmachungen nach 
Ende der Einwendungsfrist öffentlich bekannt gemacht.
Die Erörterung der rechtzeitig erhobenen Einwendungen wird 
gegebenenfalls am 29.03.2022 um 14 Uhr im Referat für Kli-
ma- und Umweltschutz, Bayerstr. 28a, 80335 München statt-
finden.

Der Erörterungstermin dient dem Zweck, die bis zum o.g. Ter-
min erhobenen Einwendungen zu besprechen, soweit dies für 
die Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen von Bedeu-
tung sein kann. Es soll den Einwendenden Gelegenheit zur Er-
läuterung der vorgetragenen Einwendungen gegeben werden. 
Die form- und fristgerecht erhobenen Einwendungen werden 
auch dann behandelt, wenn der Antragsteller oder diejenigen, 
die Einwendungen erhoben haben, dem Termin fernbleiben. 
Der Erörterungstermin ist öffentlich.

Die Zustellung der Entscheidung über den Antrag und die Ein-
wendungen wird durch öffentliche Bekanntmachung ergehen. 
Sie gilt als erfolgt, wenn seit der Bekanntmachung im Amts-
blatt der Landeshauptstadt München zwei Wochen verstrichen 
sind.

Hinweis: 
Es wird darauf hingewiesen, dass die nach dem Erörterungs-
termin eingebrachten Einwendungen, sofern sie für das Zulas-
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sungsverfahren von Bedeutung sind, mit in die Begründung 
der das Verfahren abschließenden Entscheidung eingehen.

München, 10. Dezember 2021	� Referat für Klima-  
und Umweltschutz

	

Satzung zur Änderung der Satzung  
über die Gebühren für Sondernutzungen  
auf öffentlichen Straßen  
in der Landeshauptstadt München
(Sondernutzungsgebührensatzung – SoNuGebS – )

vom 2. Dezember 2021

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 18 
Abs. 2 a, Art. 22 a, Art. 56 Abs. 2 des Bayerischen Straßen- 
und Wegegesetzes (BayStrWG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 05.10.1981 (BayRS 91-1-I), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 23.12.2020 (GVBl. S. 683) und § 8 Abs. 3 
Bundesfernstraßengesetz (FStrG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 28.06.2007 (BGBl. I S. 1206), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 10.09.2021 (BGBl. I S. 4147), folgen-
de Satzung: 

§ 1     
Die Satzung über die Gebühren für Sondernutzungen auf  
öffentlichen Straßen in der Landeshauptstadt München  
(Sondernutzungsgebührensatzung – SoNuGebS – ) vom 
25.06.2014 (MüABl. S. 614), zuletzt geändert durch Satzung 
vom 12.05.2021 (MüABl. S. 294), wird wie folgt geändert:

Die Anlage I – Gebührenverzeichnis wird wie folgt geändert:

1. Nr. 18 der Anlage I wird aufgehoben.

2. Es wird folgende neue Nr. 18 a mit folgendem Wortlaut in 
die Anlage I – Gebührenverzeichnis eingefügt:

„18 a. Freischankflächen

Straßengruppe I II III S

18.1 vor baurechtlich als Gaststätten genehmigten Betrieben sowie gemäß Art. 58 
Bayerische Bauordnung von der Genehmigungspflicht frei-gestellten Gast-
stättenbetrieben (vgl. § 23 Abs. 1 SoNuRL) pro angefangenem m² / jährlich

0 Euro 0 Euro 0 Euro 0 Euro

18.2 vor Gewerbebetrieben, in deren Räumen auch Speisen oder Getränke zum 
Verzehr an Ort und Stelle abgegeben werden, sofern die Größe der jeweili-
gen Freischankfläche 10 m² nicht übersteigt und diese nur während der ge-
setzlichen Ladenöffnungszeiten betrieben wird (vgl. § 23 Abs. 2 SoNuRL), 
pro angefangenem m² / jährlich

0 Euro 0 Euro 0 Euro 0 Euro“

3. Es wird folgende neue Nr. 18 b mit folgendem Wortlaut in 
die Anlage I – Gebührenverzeichnis eingefügt:
 
„18 b. Freischankflächen

Straßengruppe I II III S

18.1 vor baurechtlich als Gaststätten genehmigten Betrieben sowie gemäß Art. 58 
Bayerische Bauordnung von der Genehmigungspflicht frei-gestellten Gast-
stättenbetrieben (vgl. § 23 Abs. 1 SoNuRL) pro angefangenem m² / jährlich

16,00 
Euro

25,00 
Euro

46,00 
Euro

77,00 
Euro

18.2 vor Gewerbebetrieben, in deren Räumen auch Speisen oder Getränke zum 
Verzehr an Ort und Stelle abgegeben werden, sofern die Größe der jeweili-
gen Freischankfläche 10 m² nicht übersteigt und diese nur während der ge-
setzlichen Ladenöffnungszeiten betrieben wird (vgl. § 23 Abs. 2 SoNuRL), 
pro angefangenem m² / jährlich

12,00 
Euro

22,00 
Euro

42,00 
Euro

62,00 
Euro“
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4. Nr. 5 der Anlage I erhält folgende Fassung:

„5. Warenauslagen

Straßengruppe I II III S

pro angefangenem m²/ jährlich 12,00 Euro 22,00 Euro 42,00 Euro 62,00 Euro“

5. Nr. 6.1 der Anlage I erhält folgende Fassung:

„6. Nutzungen durch gewerblich abgestellte Fahrräder, Segways und ähnliche Fortbewegungsmittel sowie  
Mobilitätskonzepte

6.1 Zum Verkauf, zur Vermietung oder vor und nach der Reparatur aufgestellte Fahrräder vor dem Gewerbebetrieb, zur 
Vermietung aufgestellte Fahrräder auf vorgegebenen bzw. vorgezeichneten Flächen oder zur Durchführung von Stadt-
führungen aufgestellte Fahrräder (vgl. § 15 Abs. 4 Nr. 6, 7 und 8 SoNuRL)

Straßengruppe I II III S

pro angefangenem m²/ jährlich 12,00 Euro 22,00 Euro 42,00 Euro 62,00 Euro“

6. Nr. 7 der Anlage I erhält folgende Fassung:

„7. Ambulanter Handel mit Obst, Gemüse und Südfrüchten an den von der Landeshauptstadt München festgelegten 
Standorten

Straßengruppe I II III S

a) im Turnus/ für jeden angefangenen m²/ monatlich 13,00 Euro

b) außerhalb des Turnus/ für jeden angefangenen m²/ monatlich 7,00 Euro 8,00 Euro 11,00 Euro 14,00 Euro

Wird der Verkaufsstand nicht abgezogen (vgl. § 20 Abs. 2  
SoNuRL), so erhöht sich die Gebühr pauschal um monatlich:

15,00 Euro 15,00 Euro 25,00 Euro 50,00 Euro“

7. Nr. 8 der Anlage I erhält folgende Fassung:

„8. Ambulanter Handel mit Blumen an den von der Landeshauptstadt München festgelegten Standorten

Straßengruppe I II III S

für jeden angefangenen m²/ monatlich 6,00 Euro 7,00 Euro 11,00 Euro 14,00 Euro

Wird der Verkaufsstand nicht abgezogen (vgl. § 20 Abs. 2 SoNuRL), 
so erhöht sich die Gebühr pauschal um monatlich:

15,00 Euro 15,00 Euro 25,00 Euro 50,00 Euro

Flächenerweiterung anlässlich Valentinstag, Muttertag, Ostern und  
Allerheiligen nebst Vortag; für jeden angefangenen weiteren m²

0,50 Euro 0,50 Euro 1,00 Euro 4,00 Euro“

8. Nrn. 9.1, 9.2 der Anlage I erhalten folgende Fassung:

„9. Werbeverkauf

9.1 im Geltungsbereich der Altstadtfußgängerbereiche -Satzung/pro Stand wöchentlich 420,00 Euro

9.2 außerhalb des Geltungsbereichs der Altstadtfußgängerbereiche-Satzung/ pro Stand wöchentlich 280,00 Euro“

9. Nr. 10 der Anlage I erhält folgende Fassung:

„10. Zeitungskioske

Straßengruppe I II III und S

bis 4 m² Fläche (äußere Begrenzung über Straßengrund)/ jährlich 545,00 Euro 817,00 Euro 1.090,00 Euro

für jeden weiteren angefangenen m² Grundfläche/ jährlich 135,00 Euro 204,00 Euro 272,00 Euro

10. Nr. 17 der Anlage I erhält folgende Fassung:

„17. Straßenhandel mit heißen Maroni und aus Maroni hergestellten Produkten und gebrannten Nüssen / Mandeln

Straßengruppe I II III S

in der Zeit ab dem Montag vor der Wiesneröffnung bis zum ersten 
Samstag im April je angefangenem m²

15,00 Euro 30,00 Euro 40,00 Euro 40,00 Euro“
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11. Nr. 19 der Anlage I erhält folgende Fassung:

„19. Markisen und Baldachine 

über 15 cm Ausladung für den laufenden (auch angefangenen) Meter/ jährlich 6,00 Euro“

12. Nr. 24 der Anlage I erhält folgende Fassung:

„24. Sitzgelegenheit vor Gewerbe- / Dienstleistungsbetrieb

Straßengruppe I II III S

pro angefangenem m²/ jährlich 12,00 Euro 22,00 Euro 42,00 Euro 62,00 Euro“

13. Nr. 44.2 der Anlage I erhält folgende Fassung:

„44. Werbeeinrichtungen

44.2 Kundenstopper
je Kundenstopper pro Tag

10,00 Euro 20,00 Euro 30,00 Euro 50,00 Euro“

14. Nr. 46.1 der Anlage I erhält folgende Fassung

„46. Straßenhandel; Verkauf ohne festen Standort

46.1 mit Verkaufswagen (z.B. Umherzieher)

je Fahrzeug/ monatlich 40,00 Euro“

§ 2 Inkrafttreten
 
(1)	§ 1 Nr. 1 tritt mit Wirkung vom 01.01.2021 in Kraft.
 
(2)	§ 1 Nr. 2 tritt mit Wirkung vom 01.01.2021 in Kraft und am 

31.12.2021 außer Kraft.
 
(3)	Im Übrigen tritt diese Satzung am 01.01.2022 in Kraft.

Der Stadtrat hat die Satzung am 25.11.2021 beschlossen.

München, 2. Dezember 2021	 Dieter Reiter
		  Oberbürgermeister
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Satzung über die Erhebung von Verwaltungskosten  
für Amtshandlungen im eigenen Wirkungskreis  
der Landeshauptstadt München (Kostensatzung)

vom 2. Dezember 2021

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 20 
Abs. 1 2. Halbsatz des Kostengesetzes (KG) in der Fassung 
vom 20.02.1998 (GVBl. S. 43, BayRS 2013-1-1-I), zuletzt geän-
dert durch das Gesetz vom 19.03.2020 (GVBl. S. 153), und 
Art. 22 Abs. 2 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern 
(GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.08.1998 
(GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-I), zuletzt geändert durch das 
Gesetz vom 09.03. 2021 (GVBl. S. 74), folgende Satzung:

§ 1 Grundsatz

(1)	Die Landeshauptstadt München erhebt für Tätigkeiten im 
eigenen Wirkungskreis, die sie in Ausübung hoheitlicher 
Gewalt vornimmt (Amtshandlungen), Kosten (Gebühren 
und Auslagen).

(2)	Unterliegt die Amtshandlung der Umsatzsteuer, werden die 
Kosten zuzüglich der gesetzlichen Umsatzsteuer erhoben.

§ 2 Gebührenhöhe, -bemessung

(1)	 1Die Höhe der Gebühren bemisst sich nach dem Kosten-
verzeichnis (Kommunales Kostenverzeichnis -KommKVz-), 
das Anlage zu dieser Satzung ist. 2Für Amtshandlungen, 
die nicht im Kostenverzeichnis enthalten sind, wird eine 
Gebühr erhoben, die nach im Kostenverzeichnis bewerte-
ten vergleichbaren Amtshandlungen zu bemessen ist.  
3Fehlt eine vergleichbare Amtshandlung, so wird unter Be-
rücksichtigung aller Umstände eine angemessene Gebühr 
gemäß Art. 6 Abs. 1 Satz 3 Kostengesetz erhoben.

(2)	Art. 5 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 bis 5 des Kostengesetzes fin-
den entsprechende Anwendung.

§ 3 Auslagen

(1)	An Auslagen der an der Amtshandlung beteiligten Behör-
den und Stellen werden, soweit im kommunalen Kosten-
verzeichnis nicht Ausnahmen vorgesehen sind, erhoben

1. �die Entschädigungen, die Zeuginnen und Zeugen und 
sachverständigen Personen zustehen;

2. �Entgelte für Telekommunikationsdienstleistungen sowie 
Entgelte für Postzustellungsaufträge und Einschreibe- 
und Nachnahmeverfahren; wird durch Bedienstete der 
Landeshauptstadt München förmlich oder unter Einhe-
bung von Geldbeträgen außerhalb der Dienststelle  
zugestellt, so ist derjenige Betrag zu erheben, der bei der 
förmlichen Zustellung mit Postzustellungsauftrag durch 
die Post oder bei Erhebung im Nachnahmeverfahren  
entstanden wäre;

3. �die Aufwendungen, die durch Veröffentlichung amtlicher 
Bekanntmachungen entstehen;

4. �die Reisekosten im Sinne der Reisekostenvorschriften 
und sonstige Aufwendungen, die bei Dienstgeschäften 
außerhalb der Dienststelle entstehen;

5. �die Beiträge, die anderen Behörden oder anderen Perso-
nen für ihre Tätigkeit zustehen.

(2)	Für die auf besonderen Antrag erteilten Ausfertigungen 
und Kopien werden Schreibauslagen entsprechend Art. 10 
Abs. 2 des Kostengesetzes erhoben.

§ 4 Anwendung des Kostengesetzes

Im Übrigen finden folgende Artikel des Kostengesetzes  
entsprechende Anwendung: 

Artikel 2	 Kostenschuldner,
Artikel 3	 Sachliche Kostenfreiheit,
Artikel 4	 Persönliche Gebührenfreiheit, 
Artikel 5	 Abs. 6 Nichterhebung von Kosten bei Unbilligkeit,
Artikel 6	 Gebührenbemessung,  
Artikel 7	 Mehrere Amtshandlungen,
Artikel 8	� Kosten bei Ablehnung, Zurücknahme oder  

Erledigung eines Antrages,
Artikel 9	� Kosten im Rechtsbehelfsverfahren,  

Nachprüfungsverfahren,
Artikel 11	Entstehung des Kostenanspruches,
Artikel 12	Kostenentscheidung, Rechtsbehelf,
Artikel 13	Festsetzungsverjährung,
Artikel 14	� Kostenvorschuss, Zurückbehaltungsrechte,  

Zahlungsrückstände,
Artikel 15	Fälligkeit,
Artikel 16	Billigkeitsmaßnahmen, Niederschlagung,
Artikel 17 Zinsen,
Artikel 18	Säumniszuschläge,
Artikel 19	Zahlungsverjährung,
Artikel 21	�Abs. 3 Satz 2 Amtshandlungen in engem  

Zusammenhang mit der Inanspruchnahme  
von öffentlichen Einrichtungen.

§ 5 Inkrafttreten

(1)	Diese Satzung tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am 
01.01.2022 in Kraft. § 1 Abs. 2 tritt am 01.01.2023 in Kraft.

(2)	Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Ver-
waltungskosten für Amtshandlungen im eigenen Wirkungs-
kreis der Landeshauptstadt München (Kostensatzung) vom 
24. Juni 1971 (MüABl. S. 91), zuletzt geändert durch Sat-
zung vom 04. Dezember 2020 (MüABl. S. 735), außer Kraft.

Der Stadtrat hat die Satzung am 25.11.2021 beschlossen.

München, 2. Dezember 2021	 Dieter Reiter		
		  Oberbürgermeister
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Kommunales Kostenverzeichnis

Anlage zur Kostensatzung für Amtshandlungen im eigenen  
Wirkungskreis der Landeshauptstadt München

 

3 
 

Kommunales Kostenverzeichnis 
 

Anlage zur Kostensatzung für Amtshandlungen im eigenen Wirkungskreis der Landeshauptstadt 
München 

 
Tarif-
gruppe 

Tarif-
Nr. 

Gegenstand  Gebühr 

0  ALLGEMEINE VERWALTUNG   
     
00  Allgemeine Amtshandlungen   
     
  Vorschriften der Tarifgruppen 1-9 des 

Kostenverzeichnisses gehen den Vorschriften der 
Tarifgruppe 00 vor 

  

     
 001 Beglaubigung von 

a) Unterschriften und Handzeichen; 

b) Abschriften, Fotokopien und dergl. 

  
 
10 - 60 Euro 
 
0,80 Euro je angefangene 
Seite, höchstens die für 
die Erteilung des 
Originals vorgesehene 
Gebühr, mindestens 7,50 
Euro. Ist die Erhebung 
des Originals 
gebührenfrei, beträgt die 
Gebühr 0,80 Euro je 
angefangene Seite, 
mindestens 7,50 Euro 

     
  Für die Beglaubigung von Abschriften, Fotokopien 

und dergl., die die Beglaubigungsstelle selbst 
hergestellt hat, ist ohne Rücksicht auf die Zahl der 
angefangenen Seiten eine Gebühr von 7,50 Euro zu 
erheben. Ist die Erteilung des Originals 
gebührenfrei, so ist ohne Rücksicht auf die Zahl der 
angefangenen Seiten eine Gebühr von 7,50 Euro zu 
erheben. Neben der Beglaubigungsgebühr werden 
Schreibauslagen erhoben (§ 3 Abs. 2 der 
Kostensatzung, Art. 10 KG). Werden mehrere 
gleichlautende Abschriften, Fotokopien und dergl. 
gleichzeitig beantragt, so kann die für die zweite und 
jede weitere Beglaubigung zu erhebende Gebühr 
auf die Hälfte, jedoch nicht auf weniger als 7,50 
Euro, ermäßigt werden. 

  

     
 002 Bescheinigungen: 

sonstige Bescheinigungen aller Art 
  

5 - 500 Euro 
     
 003 Einsicht in Akten und amtliche Bücher, 

ausgenommen im Anwendungsbereich der 
Informationsfreiheitssatzung 
 

 2 Euro je Akte oder Buch, 
mindestens 10 Euro 
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4 
 

Tarif-
gruppe 

Tarif-
Nr. 

Gegenstand  Gebühr 

Einsicht in Akten oder Bücher, soweit diese nicht in 
einem gebührenpflichtigen Verfahren gewährt wird. 
Die Gebühr erhöht sich um die Hälfte, wenn seit 
dem Abschluss der Akte oder Bücher mehr als zehn 
Jahre vergangen sind. Gebührenfrei ist die Einsicht 
in Rechtsvorschriften, Flächennutzungspläne und 
ähnliche, für die Unterrichtung der Öffentlichkeit 
bestimmte Schriftstücke oder Pläne. 

     
 004 Fristverlängerungen: 

 
a) Verlängerung einer Frist, deren Ablauf einen 

neuen Antrag auf Erteilung einer 
gebührenpflichtigen Genehmigung, Erlaubnis 
oder Bewilligung erforderlich machen würde 
 
 
 

b) Fristverlängerung in anderen Fällen 

  
 
25 % der für die 
Genehmigung, Erlaubnis 
oder Bewilligung 
vorgesehenen Gebühr, 
mindestens jedoch 10 
Euro 
 
10 - 80 Euro 

     
 005 Erteilung einer Zweitschrift  10 - 50 % der für die 

Erstschrift vorgesehenen 
Gebühr, mindestens 20 
Euro; ist die Erteilung der 
Erstschrift gebührenfrei, 
so beträgt die Gebühr 
0,75 Euro je angefangene 
Seite, mindestens aber 
20 Euro. 

     
 006 Niederschriften  10 - 90 Euro für jede 

angefangene Stunde 
     
 007 Amtshandlungen im Vollstreckungsverfahren 

 
a) Androhung von Zwangsmitteln nach Art. 36 

VwZVG, soweit sie nicht mit dem 
Verwaltungsakt verbunden ist, durch den die 
Handlung, Duldung oder Unterlassung 
aufgegeben wird 
 

b)  Anwendung der Zwangsmittel Ersatzvornahme 
(Art. 32, 35 VwZVG) oder unmittelbarer Zwang 
(Art. 34, 35 VwZVG) 

 
c) Entscheidung nach Art. 21 VwZVG über 

unzulässige oder unbegründete Einwendungen 
gegen die Vollstreckung, die den zu 
vollstreckenden Anspruch betreffen 

  
 
15 - 300 Euro 
 
 
 
 
 
50 - 3.000 Euro 
 
 
 
15 - 350 Euro 
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Tarif-
gruppe 

Tarif-
Nr. 

Gegenstand  Gebühr 

01  Informationsfreiheitssatzung   
011  Auskünfte   
 0111 - mündliche und einfache schriftliche Auskünfte, 

auch bei Herausgabe von wenigen Abschriften 
 gebührenfrei 

 0112 - Erteilung einer schriftlichen Auskunft, auch bei 
Herausgabe von Abschriften 

 30 - 250 Euro 

 0113 - Erteilung einer schriftlichen Auskunft bei 
Herausgabe von Abschriften, wenn im Einzelfall 
ein deutlich höherer Verwaltungsaufwand zur 
Zusammenstellung von Unterlagen entsteht, 
insbesondere wenn zum Schutz öffentlicher 
oder privater Belange Daten ausgesondert 
werden müssen 

 60 - 500 Euro 

012  Herausgabe   
 0121 - Herausgabe von Abschriften  15 - 125 Euro 
 0122 - Herausgabe von Abschriften, wenn im Einzelfall 

ein deutlich höherer Verwaltungsaufwand zur 
Zusammenstellung von Unterlagen entsteht, 
insbesondere wenn zum Schutz öffentlicher 
oder privater Belange Daten ausgesondert 
werden müssen 

 30 - 500 Euro 

 013 Einsichtnahme bei der Behörde einschließlich der 
erforderlichen Vorbereitungsmaßnahmen, auch bei 
Herausgabe von wenigen Abschriften 

 15 - 500 Euro 

     
1  ÖFFENTLICHE SICHERHEIT UND ORDNUNG   
     
12  Öffentliche Ordnung   
     
120  Vollzug des Landesstraf- u. Verordnungs-

gesetzes im eigenen Wirkungskreis 
(Amtshandlungen zum Vollzug des LStVG 
und der Gemeindeverordnungen auf LStVG-
Grundlage, soweit nicht in den folgenden 
Tarifgruppen Sonderregelungen getroffen 
sind) 

  

     
 1200 Erlaubnis- oder Ausnahmebewilligung  15 - 1.250 Euro 
     
 1201 Nachträgliche Auflagen, Zurücknahme einer 

Erlaubnis oder Ausnahmebewilligung 
 15 - 750 Euro 

     
 1202 Sonstige Anordnungen, auch Ersatzvornahmen  15 - 750 Euro 
     
126  Vergnügungen   
     
 1260 Anordnungen nach Art. 19 Abs. 5 bzw. Art. 23 Abs. 

1 LStVG 
  

  a) für eine einzelne Vergnügungsveranstaltung 
 

b) für regelmäßig wiederkehrende bzw. 
mehrtägige Vergnügungsveranstaltungen 

 15 - 2.000 Euro 
 
30 - 2.500 Euro 
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Tarif-
gruppe 

Tarif-
Nr. 

Gegenstand  Gebühr 

 1261 Erlaubnis nach Art. 19 Abs. 3 LStVG   
  a) wegen Fristversäumnis 

 
b) für eine Veranstaltung mit fliegenden Bauten 

oder eine Veranstaltung, bei der mehr als 1.000 
Besucher vorgesehen oder zu erwarten sind 

 15 - 1.500 Euro 
 
30 - 2.500 Euro 

     
 1262 Versagung oder Rücknahme einer Erlaubnis nach 

Art. 19 Abs. 4 LStVG 
 von der Hälfte bis zur 

vollen Erlaubnisgebühr 
     
128  Feuerbeschau   
     
 1280 Feuerbeschau (§ 3 Abs. 2 der Verordnung über die 

Feuerbeschau – FBV –), wenn keine oder nur 
geringfügige Mängel festgestellt werden 

 kostenfrei nach § 4 
Kostensatzung i.V.m. Art. 
3 Abs. 1 Nr. 2 KG 

     
 1281 Feuerbeschau (§ 3 Abs. 2 der Verordnung über die 

Feuerbeschau – FBV –), wenn erhebliche Mängel 
festgestellt werden 

 15 - 1.000 Euro 

     
 1282 Übertragung der Durchführung der Feuerbeschau 

auf Betriebe und sonstige Einrichtungen, für die 
nach Art. 15 BayFwG Werkfeuerwehren bestehen 

 kostenfrei nach § 4 
Kostensatzung i.V.m. Art. 
3 Abs. 1 Nr. 2 KG 

     
 1283 Anordnung zur Beseitigung von Mängeln (§ 6 FBV)  15 - 1.000 Euro 
     
129  Nummerierung der Gebäude und 

Grundstücke 
  

     
 1290 Erteilung von Hausnummernbescheiden (§ 3 

Straßennamen- und Hausnummernsatzung) 
  

  a) wenn ein Anwesen von Amts wegen 
umnummeriert wird 
 
 

b) bei Neuerteilung einer Hausnummer 
 

c) Wiedererteilung einer Hausnummer 
 

d) Einziehung einer Hausnummer 

 kostenfrei nach § 4 
Kostensatzung i.V.m. Art. 
3 Abs. 1 Nr. 2 KG 
 
25 - 150 Euro 
 
25 - 100 Euro 
 
25 - 100 Euro 

     
 1291 Ausnahmegenehmigung gemäß § 4 Abs. 2 der 

Straßennamen- und Hausnummernsatzung 
 je Anweisung 38 Euro, 

höchstens jedoch je 
Bescheid 100 Euro 

     
 1292 Verfolgung nicht ordnungsgemäßer Beschilderung   
  a) erstmalige Aufforderung zur Herstellung einer 

ordnungsgemäßen Beschilderung 
 
 

b) Erinnerungsschreiben zur Herstellung einer 
ordnungsgemäßen Beschilderung 

 kostenfrei nach § 4 
Kostensatzung i.V.m. Art. 
3 Abs. 1 Nr. 2 KG 
 
75 Euro 
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Tarif-
gruppe 

Tarif-
Nr. 

Gegenstand  Gebühr 

  SOZIALE ANGELEGENHEITEN   
     
  Für alle Amtshandlungen zum Vollzug der Sozial-

hilfe, der Jugendhilfe und der Kriegsopferfürsorge 
werden keine Kosten erhoben. 

  

     
6  BAU- UND WOHNUNGSWESEN   
     
  Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB) und des 

Zweiten Wohnungsbaugesetzes (II. WoBauG) 
  

     
 610 Ausübung des Verkaufsrechts (§ 28 Abs. 2 Satz 1, 

§§ 24 ff. BauGB) 
 kostenfrei nach § 4 

Kostensatzung i.V.m. Art. 
3 Abs. 1 Nr. 2 KG 

     
 611 Herabsetzung des Verkaufspreises auf den 

Verkehrswert (§ 28 Abs. 3 BauGB) 
 kostenfrei nach § 4 

Kostensatzung i.V.m. Art. 
3 Abs. 1 Nr. 2 KG 

     
 612 Erteilung eines Negativzeugnisses (§ 28 Abs. 1  

Satz 3, §§ 24 ff. BauGB) 
 30 - 150 Euro 

     
 613 Gebote nach §§ 176 bis 179 BauGB  kostenfrei nach § 4 

Kostensatzung i.V.m. Art. 
3 Abs. 1 Nr. 2 KG 

     
 614 Erteilung der Genehmigung nach § 172 BauGB im 

Vollzug einer Erhaltungssatzung 
 2,5 v.T. der Baukosten 

der Änderungs-
maßnahme, wobei die 
Baukosten auf volle 500 
Euro aufzurunden sind: 
mindestens 15 Euro, 
höchstens 1.000 Euro 

  Können der Gebührenberechnung Baukosten nicht 
zugrunde gelegt werden 

 15 - 1.000 Euro 

  Bei Förderung der Baumaßnahmen mit öffentlichen 
Mitteln (§ 6 II. WoBauG) oder bei Anerkennung als 
steuerbegünstigt (§ 82 II. WoBauG) 

 50 v. H. der 
Genehmigungsgebühr; 
mindestens 15 Euro 

  Bestätigung, dass keine Genehmigung erforderlich 
ist (Negativattest) 

 15 Euro 

     
 616 Löschungsbewilligungen  50 - 300 Euro 
     
63  Zweckentfremdung von Wohnraum   
     
 631 Gebühr für alle positiven und belastenden 

Bescheide in Zweckentfremdungsangelegenheiten 
 2,00 Euro pro m2 

Wohnfläche 
     
 632 Gebühren bei erhöhtem Verwaltungsaufwand, 

zusätzlich zu errechneten Gebühren 
 45 Euro pro Stunde 
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Tarif-
gruppe 

Tarif-
Nr. 

Gegenstand  Gebühr 

 633 Gebühren bei Rücknahme oder Erledigung eines 
Antrages, bei Änderung oder Verlängerung eines 
Bescheides je Wohnung 
Ermäßigung der berechneten Gebühr um 

  
 
 
10 % - 75 % 

     
 634 Gebühren für Gutachten anderer städtischer 

Dienststellen, zusätzlich zu errechneten Gebühren 
 250 - 1.500 Euro, (jedoch 

nicht mehr als dem Amt 
für Wohnen und Migration 
in Rechnung gestellt wird) 

     
 635 Gebühren für technisches Gutachten des 

Fachbereiches S-III-W/T, zusätzlich zu errechneten 
Gebühren 

 pro Stunde 55 Euro, 
höchstens 1.500 Euro 

  Die Mindestgebühr in Zweckentfremdungs-
angelegenheiten beträgt 

 250 Euro 

  Die Höchstgebühr in Zweckentfremdungs-
angelegenheiten beträgt 

 2.500 Euro 

  Für soziale Einrichtungen können auf Antrag die 
Gebühren bis auf ein Viertel der sich jeweils 
errechnenden Verwaltungsgebühren ermäßigt 
werden. 

  

     
 636 Ausstellung einer Stellplatzablösebescheinigung  25 Euro 
     
64 640 Wohnungsbau   
     
 6400 Erteilung von Bewilligungsbescheiden für 

Baudarlehen aus Gemeindemitteln 
 kostenfrei nach lfd. Nr. 

2.I.2/ Wohnungs- und 
Siedlungswesen, 
Tarifstelle 1 der VO über 
den Erlass des 
Kostenverzeichnisses 
zum KG in der jeweils 
gültigen Fassung 

     
 6401 Gewährung von Wohnungsfürsorgedarlehen, die 

unmittelbar an den begünstigten Personenkreis 
ausgereicht werden 

 kostenfrei, s. 6400 

     
 6402 Gewährung von Zinszuschüssen aus 

Gemeindemitteln 
 kostenfrei, s. 6400 

     
 6403 Gewährung von Mietzuschüssen aus 

Gemeindemitteln 
 kostenfrei, s. 6400 

     
65  Straßen, Wege, Brücken und sonstiger 

Tiefbau 
  

     
 650 Erlaubnis für Sondernutzungen an Gemeinde- und 

Kreisstraßen (Art. 18 Abs. 1 BayStrWG) wie z. B. für 
den Straßenhandel, die Aufstellung und das 
Anbringen von Gegenständen auf oder über dem 

 3 - 50 Euro 
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Tarif-
gruppe 
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Nr. 

Gegenstand Gebühr 

Straßengrund sowie Amtshandlungen zum Vollzug 
der Grünanlagensatzung 

Formblattbescheide pro Vorrichtung 

Sammelbescheide (Vielzahl) gleicher Vorrichtungen 
eines Antragstellers: 

10-19 Vorrichtungen

20-39 Vorrichtungen

40-79 Vorrichtungen

ab 80 Vorrichtungen 

Bescheide, die einzeln auszufertigen sind und 
denen eine über das normale Maß hinausgehende 
Verwaltungsarbeit vorausgeht, z. B. 
Baustellenbescheide mit technischen Auflagen 

30 Euro 

45 Euro 

75 Euro 

120 Euro 

50 - 500 Euro 

651 Bescheid über die Umlegung des Aufwandes aus 
der Baulast für öffentliche Feld- und Waldwege auf 
die Beteiligten (Art. 54 Abs. 3 BayStrWG) 

kostenfrei nach § 4 
Kostensatzung i.V.m. Art. 
3 Abs.  1 Nr. 2 KG 

652 Beseitigungs- und Unterlassungsanordnungen, 
Androhung von Verwaltungszwang im Vollzug des 
BayStrWG, insbesondere Anordnungen nach Art.  
18 b Abs. 1 BayStrWG 

2 - 250 Euro 

653 Ersatzvornahme im Vollzug des BayStrWG, 
insbesondere nach Art. 18 b Abs. 1 Satz 2 
BayStrWG 

20 - 1.000 Euro 

66 Telekommunikation 

660 Bearbeitung von Anträgen (inklusive Trassen-
auskunft) auf Zustimmung des Trägers der 
Wegebaulast gem. Telekommunikationsgesetz 
(TKG) und Übernahme der wiederhergestellten 
Flächen
a) bei geringfügigen baulichen Maßnahmen unter

100m Grabenlänge oder unter 100m² Fläche

b) bei sonstigen Maßnahmen

c) bei sonstigen Maßnahmen, bei denen eine über
das normale Maß hinausgehende
Verwaltungsarbeit vorausgeht

100 Euro 

300 Euro 

400 Euro 
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Tarif-
gruppe 

Tarif-
Nr. 

Gegenstand  Gebühr 

7  ÖFFENTLICHE EINRICHTUNGEN, 
WIRTSCHAFTSFÖRDERUNG 

  

     
70  Entwässerung und Reinigung des 

Stadtgebiets 
  

     
 700 Erlaubnis oder Ausnahmebewilligung aufgrund einer 

Satzung 
 2 - 500 Euro 

     
 701 Nachträgliche Auflagen, Rücknahme bzw. Widerruf 

einer Erlaubnis oder Ausnahmebewilligung nach 
Tarif-Nr. 700 

 2 - 250 Euro 

     
702  Entwässerung   
     
 70201 Befreiung vom Anschluss- oder Benutzungszwang  25 - 250 Euro 
     
 70202 Ausstellen des Technischen Formblatts für die 

Anfertigung von Entwässerungsplänen 
a) ohne weitere Angaben zu einem bestehenden 

Anschluss 
b) mit Angaben von Anschlussmöglichkeiten 

  
 
25 Euro 
 
50 - 500 Euro 

     
 70203 Genehmigung der Herstellung und Änderung von 

Grundstücksentwässerungsanlagen sowie von 
Abweichungen (Tekturen) 

 5 v. T. der Baukosten, 
mindestens 300 Euro;  
in einfachen Fällen kann 
die Gebühr bis auf die 
Hälfte ermäßigt werden 

     
 70204 Abstecken von Einlassstücken und der Kanalachse, 

je Anschluss 
 160 Euro 

     
 70205 Ortsbesichtigung auf Antrag oder erneute 

Ortsbesichtigung wegen Versäumnis eines 
vereinbarten Ortstermins zur Überwachung 
entwässerungstechnischer Baumaßnahmen 

 90 - 657 Euro 

     
 70206 Anordnung für den Einzelfall  35 - 500 Euro 
     
 70207 Androhung und Durchführung von 

Verwaltungszwang 
a) Androhung von Zwangsmitteln, soweit sie nicht 

mit dem Verwaltungsakt verbunden sind, durch 
den die Handlung, Duldung oder Unterlassung 
aufgegeben wird 
 

b) Anwendung des Zwangsmittels Ersatzvornahme 

  
 
35 - 400 Euro 
 
 
 
 
35 – 1.000 Euro 

     
 70208 Genehmigung der Einleitung gewerblichen, 

industriellen oder sonstigen nichthäuslichen 
Abwassers mit Abwasserbehandlungsanlage 

 100 - 2.020 Euro 

     
 70209 Widerruf von Einleitungsgenehmigungen  40 - 300 Euro 
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Tarif-
gruppe 

Tarif-
Nr. 

Gegenstand  Gebühr 

     
 702010 Überwachung der Einleitung gewerblichen, 

industriellen oder sonstigen nichthäuslichen 
Abwassers, je Überwachungseinheit (max. drei 
Probenahmestellen) 
 
a) wenn die Einleitung in den städtischen Kanal 

mittels Probenahmestellen überwacht wird und 
zur Einhaltung der Grenzwerte einer 
Vorbehandlung in einer Abwasserbehandlungs-
anlage einfacher Art (Leichtflüssigkeitsab-
scheider, Fettabscheider, ungeregelte pH-
Neutralisationsanlagen ohne Zugabe von 
flüssigen Neutralisationsmitteln sowie 
Behandlungsanlagen für Kraftfahrzeugwasch-
anlagen mit Kreislaufführung) bedarf 
 

b)  wenn die Einleitung in den städtischen Kanal 
mittels Probenahmestellen überwacht wird und 
zur Einhaltung der Grenzwerte einer 
Vorbehandlung in einer 
Abwasserbehandlungsanlage bedarf, die nicht 
unter Buchstabe a) fällt. 

  
 
 
 
 
455 Euro 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
657 Euro;  
bei Vorbehandlungs-
anlagen mit einem 
Durchsatzvermögen von 
weniger als 5 m³ pro Tag 
kann die Gebühr auf 
Antrag auf die Hälfte 
ermäßigt werden, wenn 
der notwendige 
Überwachungsaufwand 
im Vergleich zum 
Regelfall geringer ist. Bei 
Vorbehandlungsanlagen 
im Kreislaufsystem ist 
hierbei von der Menge 
des im Kreislauf 
befindlichen Wassers 
auszugehen. 

     
 702011 Entnahme und Untersuchung gewerblichen, 

industriellen und sonstigen nichthäuslichen 
Abwassers 
 
1. Entnahme der Abwasserprobe 
 

a) bei radioaktivem Abwasser 
 

b) sonst je Probe 
 
Die Gebühr entfällt, wenn die Probe gleichzeitig mit 
einer Abwasseruntersuchung mit mobilen 
Messgeräten vor Ort gezogen wird (siehe Nr. 4). 
 
2. Untersuchung im Labor 
 

a) für die Bestimmung von Fluor 
 

  
 
 
 
 
 
166 Euro 
 
145 Euro 
 
 
 
 
 
 
 
46 Euro 
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Tarif-
gruppe 

Tarif-
Nr. 

Gegenstand  Gebühr 

b) für die Bestimmung von Quecksilber 
 

c) bei einer gaschromatographischen 
Untersuchung 

 
d) bei AOX-Bestimmungen 

 
e) bei Aufschluss von Schlammproben von 

Abwasser mit hohem Schlammanteil 
 
3. Für die Untersuchung der übrigen Parameter im 

Labor bei einer Analyse 
 

a) von bis zu 5 Parametern 
 

b) von 6 bis 12 Parametern 
 

c) von über 12 Parametern 
 
4. Für eine Untersuchung mit mobilen 

Messgeräten vor Ort 
 

a) bei Messungen von bis zu 3 Parametern 
und einmaliger Bestimmung des pH-Werts 

 
b) bei Messungen von bis zu 3 Parametern 

und fortlaufender Bestimmung des pH-
Werts 

 
c) Bei Messungen von mehr als 3 Parametern 

 
5. Für auf dem Grundstück durchgeführte 

mengenproportionale Probenahmen zur 
Festlegung des Starkverschmutzerzuschlages 
über eine Messwoche, pro Messstelle 

49 Euro 
 
97 Euro 
 
 
146 Euro 
 
33 Euro 
 
 

 

 
 
133 Euro 
 
194 Euro 
 
220 Euro 
 
 
 
 
204 Euro 
 
 
399 Euro 
 
 
 
378 Euro 
 
 
 
 
3.108 Euro 

     
 703 Straßenreinigung   
     
 7030 Bescheid für Erstattung von Reinigungskosten  

(Art. 16 BayStrWG) 
 5 - 25 Euro 

     
 7031 Beanstandungen, Einzelanordnungen, 

Ersatzvornahme 
 2 - 250 Euro 

     
704  Müllbeseitigung   
     
 7040 Befreiungen und Genehmigungen aufgrund der 

städtischen Abfallsatzungen 
 15 - 150 Euro 

     
 7041 Beanstandungen, Einzelanordnungen, 

Ersatzvornahmen aufgrund der städtischen 
Abfallsatzungen 

 30 - 1000 Euro 
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Tarif-
gruppe 

Tarif-
Nr. 

Gegenstand  Gebühr 

 7043 Bearbeitungsgebühren für Entsorgungs- und 
Sammelentsorgungsnachweise nach der 
Nachweisverordnung (NachweisV) 

 30 - 150 Euro 

     
72  Einrichtungen der Lebensmittelversorgung 

und Marktwesen 
Wohnwagenstandplatz für Durchreisende 

  

     
721  Markthallen München (MHM) gemäß § 1 

Markthallen-Satzung (MHS) (Betriebsteil 
Großmarkthalle mit Betriebsgelände 
Großmarkthalle, ständige Lebensmittel-
märkte und Betriebsgelände Schlacht- und 
Viehhof) 

  

     
 7210 Erteilung der Zuweisung zur Benutzung von 

Verkaufsständen, Räumen, Lagerflächen, Kellern, 
sonstige Anlagen oder Grundstücksflächen 
(Objekte) - (§ 4 Abs. 1 MHS)) 

 1/12 bis 12/12 der jeweiligen 
Jahresbenutzungsgebühr; 
für Objekte auf dem 
Betriebsgelände 
höchstens 25.000 Euro; 
für Objekte auf den 
Lebensmittelmärkten 
höchstens 10.000 Euro 

     
 7211 Erteilung der Zuweisung zur zeitlich beschränkten 

Benutzung (für höchstens sechs Monate) von 
Objekten der Tarif-Nr. 7210; ausgenommen von der 
Gebührenerhebung sind die Zuweisungen für jeweils 
einen Tag gegen Tagesgebühr gemäß Anlage 1 
Buchstabe B des Gebührenverzeichnisses für die 
Benutzung der Markthallen München - 
Betriebsgelände Großmarkthalle und Schlachthof 

 5 - 250 Euro 

     
 7212 Umschreibung der Zuweisung (§ 4 Abs. 5 MHS)  wie Tarif-Nr. 7210 
     
 7213 Widerruf der Zuweisung (§ 5 Abs. 3 und 4 MHS)  5 - 250 Euro 
     
 7214 Erteilung der Zulassung (§ 18 Abs. 1 MHS)  1/12 bis 12/12 der jeweiligen 

Jahresbenützungsgebühr; 
sofern keine 
Jahresgebühr zugrunde 
gelegt werden kann 100 - 
10.000 Euro 

     
 7215 Verlängerung bzw. Umschreibung der in Tarif-Nr. 

7214 genannten Zulassungen (§ 18 i. V. m. § 4 Abs. 
5 MHS) 

 wie Tarif-Nr. 7214 

     
 7216 Nachträgliche Änderung der Art, des Umfangs und 

des Inhalts der gewerblichen Betätigung oder des 
Warensortiments (§ 4 Abs. 4 MHS) 

 5 - 1.000 Euro 

     
 7217 Ausschluss (§ 16 MHS)  25 - 500 Euro 
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Tarif-
gruppe 

Tarif-
Nr. 

Gegenstand  Gebühr 

     
 7218 Anordnung für den Einzelfall und Weisungen im 

Vollzug der Satzung (§ 2 Abs. 2 MHS) 
 5 - 500 Euro 

     
 7219 Erteilung eines Tageseinfahrtscheines für das 

Betriebsgelände Großmarkthalle (§ 19 MHS) 
 5 Euro 

     
 7220 Erteilung eines Kundenausweises für das 

Betriebsgelände Großmarkthalle (§ 19 MHS) 
 10 - 20 Euro/ Jahr 

     
 7221 Erteilung einer Einfahrtsberechtigung für das 

Nordtor des Betriebsgeländes Großmarkthalle 
mittels Magnetkarte für hallenansässige Firmen mit 
gemietetem Parkplatz 

 10 -25 Euro/ Jahr 

     
 7222 Zulassung von Fahrzeugen einschließlich 

Gabelstapler, Elektrokarren, Radlader (§ 22 Abs. 1 
Nr. 2 MHS) 

 20 - 40 Euro 

     
 7223 Umschreibung von Fahrzeugen nach Tarif-Nr. 7222  10 - 25 Euro 
     
 7224 Genehmigung von Veranstaltungen auf dem 

Satzungsgebiet der Betriebsteile Betriebsgelände 
Großmarkthalle und Schlachthof sowie auf den 
Satzungsgebieten der ständigen Lebensmittelmärkte 
(§ 9 MHS) 

 0 - 10.000 Euro 

     
728  Wohnwagenstandplatz für Durchreisende 

Ludwigsfelder Straße 
  

     
 7281 Zuweisung eines Standplatzes (§ 3 Benützungs-

satzung für Wohnwagenstandplatz für 
Durchreisende) 

 gebührenfrei 

     
 7282 Widerruf der Zuweisung (§ 4 Abs. 2 Benützungs-

satzung für den Wohnwagenstandplatz für 
Durchreisende) 

 10 - 100 Euro 

     
 7283 Bescheide wegen Verstöße gegen die Platzordnung 

(§§ 5, 6, 7, 8, 9 und 11 Benützungssatzung für den 
Wohnwagenstandplatz für Durchreisende) 

 10 - 100 Euro 

     
 7284 Benützungsanordnung für den Einzelfall (§ 10 

Benützungssatzung für den Wohnwagenstandplatz 
für Durchreisende) 

 3 - 100 Euro 
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Tarif-
gruppe 

Tarif-
Nr. 

Gegenstand  Gebühr 

73  Bestattungswesen (Friedhofswesen)   
     
731  Verwaltungs- und Genehmigungsgebühren 

bei Erd- und Feuerbestattungen, 
Überführungen und Verlegungen sowie bei 
Verlängerung von Grabnutzungsrechten 

  

     
 7311 Verwaltungsgebühren 

 
a) Verwaltungsleistungen bei einer Feuerbestattung 
 
b) Prüfung der Voraussetzungen einer Überführung 
 
c) Umschreibungsgebühr eines 
Grabnutzungsrechtes 
 
d) Ausstellung eines Leichenpasses für einen 
Auslandstransport 
 
e) Ausstellung einer Zollbescheinigung 
 
f) Ausstellung einer Einäscherungsurkunde 

  

59 Euro 

69 Euro 

37 Euro 

 

37 Euro 

19 Euro 

23 Euro 

     
 7312 Genehmigungsgebühren 

 
a) Erteilung einer Beisetzungsbewilligung 
 
b) Genehmigung einer früheren Bestattung 
 
c) Genehmigung einer späteren Bestattung 
 
d) Ausnahmegenehmigung von der Prüfung der 

Voraussetzungen der Überführung 
 
e) Genehmigung einer längeren Aufbahrung 

außerhalb der Leichenhalle (§ 4 Abs. 4 LO) 

  
 
39 Euro 
 
28 Euro 
 
73 Euro 
 
83 Euro 
 
 
55 Euro 

     
732  Genehmigung zur Errichtung von Grabmale, 

Mausoleen, Grüften und zur Ausführung 
aller sonstigen baulichen Anlagen 

  

     
 7321 Genehmigung zur Errichtung eines Grabmals für 

 
a) Erd-, Hecken-, Mauer- und Urnengräber 
 
b) Überurnen für Nischen- und Urnenplätze 
 
c)  Anlagen- und Waldgräber 
 
d) Grüfte, Mausoleen und sonstige bauliche Anlagen 
 
jeweils inkl. Abnahme des Grabmals 

  
 
133 Euro 
 
133 Euro 
 
226 Euro 
 
226 Euro 
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Tarif-
gruppe 

Tarif-
Nr. 

Gegenstand  Gebühr 

 7322 Genehmigung zur Errichtung oder Veränderung 
einer Gruft, eines Mausoleums oder einer sonstigen 
baulichen Anlage 

 Für Grüfte und 
Mausoleen sowie für alle 
sonstigen baulichen 
Anlagen wird eine Gebühr 
in Höhe von 10 % der 
gesamten Herstellungs- 
bzw. Änderungskosten 
erhoben 

     
733  Ausführung von gewerblichen Arbeiten in 

Friedhöfen 
  

     
 7331 Bewilligung gewerblicher Arbeit auf dem Friedhof 

 
a) Bewilligung von gewerblichen Arbeiten auf dem 

Friedhof 
 

b) Ausstellung einer Vignette als 
Einfahrtserlaubnis (pro Vignette) 

  
 
60 Euro 
 
 
84 Euro 

     
734  Maßnahmen aufgrund der Friedhofsatzung 

oder dem Bestattungsgesetz 
  

     
 7341 Anordnungen aufgrund der Friedhofsatzung oder 

des Bestattungsgesetzes 
 
a) Bescheid wegen ordnungswidrigem Zustand 

des Grabes 
 

b)  Bescheid wegen sicherheitsgefährdendem 
Zustand des Grabmals 

  
 
 
50 - 750 Euro 
 
 
80 - 750 Euro 

     
74  Münchner Stadtbibliothek   
     
741  Anmeldung und Verlängerung einer 

Ausleihberechtigung 
  

     
 7410 Normaltarif  20 Euro jährlich 

 
7 Euro vierteljährlich 

     
 7411 Auszubildende; Schülerinnen und Schüler; 

Studentinnen und Studenten; Renten-, Versorgungs-
, Sozialhilfeempfängerinnen und -empfänger; 
Arbeitslose; Personen, die ein freiwilliges soziales, 
kulturelles oder grünes Jahr oder einen Bundesfrei-
willigendienst ableisten; Schwerbehinderte mit 
einem Grad der Behinderung von wenigstens 50 

 10 Euro jährlich 
 
4 Euro vierteljährlich 

     
 7412 Kinder und Jugendliche bis zur Vollendung des 18. 

Lebensjahres; Schülerinnen und Schüler sowie 
Lehrkräfte des Schulzentrums Allach-Untermenzing; 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Münchner 

 kostenfrei 
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Tarif-
gruppe 

Tarif-
Nr. 

Gegenstand Gebühr 

Stadtbibliothek; ehrenamtlich für die Münchner 
Stadtbibliothek Tätige; Mitglieder der Fördervereine 
der Münchner Stadtbibliothek; Flüchtlinge; 
Asylbewerberinnen und Asylbewerber; Mitglieder 
des Bundes deutscher Philatelisten bei der 
Benutzung der Philatelistischen Bibliothek 

7413 Nutzerinnen und Nutzer der Lesesäle; Nutzerinnen 
und Nutzer des mobilen Bücherhausdienstes, der 
Krankenhaus- und der Fahrbibliotheken 

kostenfrei 

7414 Institutionen 50 Euro 

7415 Kindertageseinrichtungen; Schulen und Horte; 
Fachbereiche und Institute des Kulturreferats 

kostenfrei 

742 Zweitausstellung eines 
Bibliotheksausweises 

7421 Für die Tarifgruppe 7410 und 7414 5 Euro 
7422 Für die Tarifgruppen 7411, 7412, 7413, 7415 2,50 Euro 

743 Mahnverfahren 

7431 1. Medienmahnung
2. Medienmahnung
3. Medienmahnung

  2 Euro 
  5 Euro 
10 Euro 

744 7410 Ausschluss von der Nutzung der Münchner 
Stadtbibliothek (§ 7 Abs. 5 der Satzung über 
die Nutzung der Münchner Stadtbibliothek) 

25 Euro 

75 Artothek / Bildverleih der Landeshauptstadt 
München 

751 Ausstellung, Verlängerung bzw. 
Zweitausstellung (bei Änderungen oder 
Verlust) von Artotheksausweisen 

7510 Normaltarif 5 Euro 

7511 Auszubildende, Schülerinnen/ Schüler, 
Studentinnen/ Studenten, Rentnerinnen/ Rentner, 
Schwerbehinderte, Bezieherinnen/ Bezieher von 
laufender Hilfe zum Lebensunterhalt oder 
Grundsicherung (SGB XII) oder Arbeitslosengeld II 
(SGB II) und Inhaberinnen/ Inhaber des München-
Passes 

2,50 Euro 

Die Tarif-Nrn. 7510 und 7511 finden keine Anwendung auf die Tarif-Nr. 7512 
7512 Jugendliche bis zur Vollendung des 18. 

Lebensjahres 
kostenfrei 
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Tarif-
gruppe 

Tarif-
Nr. 

Gegenstand  Gebühr 

752  Kosten für Mahnverfahren   
     
 7521 1. Mahnung (Erinnerungsschreiben)  2 Euro 
 7522 2. Mahnung  5 Euro 
     
 7523 Entscheidung über Ersatzforderung für 

Kunstgegenstände 
 10 Euro 

     
753  Ausschluss von der Benutzung der Artothek 

(§ 12 der Satzung über die Benutzung der 
Artothek der Landeshauptstadt München) 

 25 Euro 

     
9  FINANZEN UND STEUERN   
     
90  Finanz- und Steuerverwaltung   
     
901 9011 Rechtsbehelfsverfahren 

 
Die Gebühr richtet sich nach Art. 9 des 
Kostengesetzes 

 Siehe Art. 9 KG 

     
902  Kassenverwaltung   
     
 9020 Anmahnung rückständiger öffentlich-rechtlicher 

Beträge 
 5 - 150 Euro 

     
 9021 Ankündigung der Zwangsvollstreckung  9 Euro 
     
 9022 Erstellung von Kontoauszügen und 

Bescheinigungen bei der Stadtkasse 
 10 - 600 Euro 

     
 9023 Ausstellung steuerlicher 

Unbedenklichkeitsbescheinigungen zur 
 
a) Erlangung öffentlicher Aufträge, Erteilung von 

Konzessionen oder Konzessionsverlängerung, 
Einbürgerung, Namensänderung, Verbringung 
von Umzugs- und Heiratsgut in das Ausland, 
Kreditaufnahme bei Banken, Eröffnung von 
Bankkonten u.ä. 
 

b) Ausstellung eines Passes, einer Passver-
längerung für Ausländer und Staatenlose, 
Ausstellung eines Seemannsbuches 

  
 
 
10 Euro 
 
 
 
 
 
 
gebührenfrei 
 

     
 9024 Vollstreckung von Verwaltungsakten, mit denen eine 

Geldleistung gefordert wird (Art. 23-28 und Art. 41 
VwZVG) 

  

     
 90240 Pfändung von beweglichen Sachen, von Früchten, 

die vom Boden noch nicht getrennt sind, von 
Forderungen aus Wechseln oder anderen Papieren, 
die durch Indossament übertragen werden können 

 Siehe Anlage zu  
§ 9 GvKostG 
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Tarif-
gruppe 

Tarif-
Nr. 

Gegenstand  Gebühr 

und von Postspareinlagen (Art. 26 Abs. 3-7 VwZVG, 
§§ 803-812, 831 ZPO) 
 
Die Gebühr bemisst sich in entsprechender 
Anwendung der §§ 3, 9, 10 des 
Gerichtsvollzieherkostengesetzes (GvKostG) 
 
Die Höhe der Vollstreckungsgebühr richtet sich nach 
der jeweils geltenden Anlage zu § 9 GvKostG 
(Kostenverzeichnis außer die Bestimmungen über 
die Auslagen) 
 
Die Gebühr ist fällig: 
a) sobald der Vollstreckungsbeamte Schritte zur 

Ausführung des Vollstreckungsauftrages 
unternommen hat, 

b) mit der Zustellung der Verfügung, durch die eine 
Forderung oder ein anderes Vermögensrecht 
gepfändet werden soll. 

     
 90241 Pfändung von Geldforderungen (Art. 26 Abs. 5 und 

7 VwZVG, §§ 828-830a, 832-845, 850-852 ZPO) 
 
Die Vollstreckungsgebühr beträgt 
Die Gebühr ist fällig, sobald die Stadtkasse als 
Vollstreckungsbehörde den Beschluss, durch den 
eine Forderung des Schuldners gepfändet wird, dem 
Drittschuldner zugestellt hat. 

  
 
 
20 - 80 Euro 

     
 90242 Verwertung: 

Die Gebühr bemisst sich nach Nr. 3 des 
Kostenverzeichnisses zu § 9 GvKostG 

 s. Anlage zu § 9 GvKostG 
Nr. 3 

     
 90243 Entscheidung über unzulässige oder unbegründete 

Einwendungen gegen die Vollstreckung (Art. 21 
VwZVG) 

 10 - 300 Euro 

     
 90250 Androhung von Zwangsmitteln  13 - 150 Euro 
     
 90251 Anwendung von Zwangsmitteln (Art. 32, 34 und 35 

VwZVG) 
 50 - 2.500 Euro 

     
 9026 Auslagen 

Neben den in § 3 der Kostensatzung aufgeführten 
Auslagen werden zusätzlich erhoben: 

  

  1. Entschädigung der zum Öffnen von Türen oder 
Behältnissen sowie zur Durchsuchung von 
Vollstreckungsschuldnern zugezogenen 
Personen und die diesen Personen bei der 
Durchführung des ihnen erteilten Auftrages 
entstehenden zusätzlichen Sach- und 
Barauslagen 
 

  
 
 
 
 
 
 
 



Amtsblatt der Landeshauptstadt München – Nr. 34/2021

757

 

20 
 

Tarif-
gruppe 

Tarif-
Nr. 

Gegenstand  Gebühr 

2. a) Aufwendungen für den Transport, die  
Verwaltung, Verwahrung und 
Beaufsichtigung gepfändeter Sachen 

b) Aufwendungen für die Aberntung gepfändeter 
Früchte 

c) Aufwendungen für die Verwahrung, Fütterung 
und Pflege gepfändeter Tiere 

3. Aufwendungen, die auf Grund von 
Vollstreckungsmaßnahmen an Dritte zu zahlen 
sind 

4. Wegegelder der Vollziehungsbeamten 
(Pauschbeträge) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
10 Euro 

 
 
 
 
München,            Dezember 2021      Dieter Reiter 

Oberbürgermeister 

München, 2. Dezember 2021	 Dieter Reiter		
		  Oberbürgermeister

Verordnung der Landeshauptstadt München über die 
Festsetzung der regionalen Regelsätze, nach denen  
die Hilfe zum Lebensunterhalt bemessen wird  
(Regelsatzfestsetzungsverordnung)

vom 2. Dezember 2021

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von § 98 
Abs. 2 der Verordnung zur Ausführung der Sozialgesetze 
(AVSG) vom 02.12.2008 (GVBl. S. 912, BayRS 86-8-A/G),  
zuletzt geändert durch Verordnung vom 04.05.2021 (GVBl.  
S. 295) sowie aufgrund von § 3 Abs. 2 und § 29 Abs. 3 Zwölf-
tes Buch Sozialgesetzbuch – Sozialhilfe – (Artikel 1 des Ge-
setzes vom 27.12.2003, BGBl. I S. 3022, 3023), das zuletzt 
durch Gesetz vom 23.09.2021 (BGBl. I S. 4389) geändert wor-
den ist, folgende Verordnung:

§ 1

Der regionale Regelsatz wird für den Zeitraum ab 1. Januar 
2022 für das Dritte Kapitel des Zwölften Buches Sozialgesetz-
buch auf die nachfolgend genannten Beträge festgesetzt:

1.	 Regelbedarfsstufe 1
	 Für jede erwachsene Person, die in einer Wohnung nach 
	 § 42a Absatz 2 Satz 2 SGB XII lebt und für die nicht die 
	 Regelbedarfsstufe 2 gilt:	 mtl. 471,00 €

2.	 Regelbedarfsstufe 2
	 Für jede erwachsene Person, wenn sie 
	 1. �in einer Wohnung nach § 42a Absatz 2 Satz 2 SGB XII 

mit einer*einem Ehegatt*in oder Lebenspartner*in oder in 
eheähnlicher oder lebenspartnerschaftsähnlicher Ge-
meinschaft mit einer*einem Partner*in zusammenlebt 
oder

	 2. ��nicht in einer Wohnung lebt, weil ihr allein oder mit einer 
weiteren Person ein persönlicher Wohnraum und mit 
weiteren Personen zusätzliche Räumlichkeiten nach  
§ 42a Abs 2 Satz 3 SGB XII zur gemeinschaftlichen  
Nutzung überlassen sind:	 mtl. 424,00 €

3.	Regelbedarfsstufe 3
	� Für erwachsene Personen, deren notwendiger Lebensun-

terhalt sich nach § 27b SGB XII bestimmt:	 mtl. 377,00 €

4.	Regelbedarfsstufe 4
	� Für Jugendliche vom Beginn des 15. bis zur Vollendung 

des 18. Lebensjahres:	 mtl. 393,00 €

5.	Regelbedarfsstufe 5
	 Für Kinder vom Beginn des siebten
	 bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres:	 mtl. 323,00 €

6.	Regelbedarfsstufe 6
	 Für Kinder bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahres:
		  mtl. 296,00 €

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2022 in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die Verordnung der Landeshauptstadt Mün-
chen über die Festsetzung der regionalen Regelsätze, nach 
denen die Hilfe zum Lebensunterhalt bemessen wird (Regel-
satzfestsetzungsverordnung), vom 04.12.2020 (MüABl. S. 735) 
außer Kraft.

Der Stadtrat hat die Verordnung am 25.11.2021 beschlossen.

München, 2. Dezember 2021		 Dieter Reiter
			  Oberbürgermeister
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Satzung der Landeshauptstadt München
zur Durchführung einer repräsentativen Erhebung zur  
Erstellung eines aktuellen Mietspiegels für München 

vom 2. Dezember 2021

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund des Artikels 
23 Satz 1 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern 
(GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.08.1998 
(GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 09.03.2021 (GVBl. S. 74) und Art. 23 Abs. 1 Satz 1 
des Bayerischen Statistikgesetzes (BayStatG) vom 10.08.1990 
(GVBl. S. 270, BayRS 290-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 23.06.2021 (GVBl. S. 349), folgende Satzung:

§ 1 Art und Zweck der Erhebung

Zur Erstellung des Mietspiegels für München 2023 wird im 
Stadtgebiet München eine statistische Erhebung in Form ei-
ner freiwilligen schriftlichen/mündlichen Befragung von 
Mieter*innen sowie einer freiwilligen schriftlichen Befragung 
von Vermieter*innen durchgeführt.

Die Mieter*innen werden hierbei zunächst schriftlich kontak-
tiert und um Befüllung und Rücksendung des Kontaktfrage-
bogens gebeten. Die Kontaktbefragung dient dazu, den für  
den Mietspiegel relevanten Wohnraum zu identifizieren und 
die Bereitschaft der ausgewählten Haushalte zur Teilnahme  
an der Befragung zu ermitteln.
Die für die Mietspiegelerstellung relevanten Haushalte, die 
mittels entsprechender Angaben im Rahmen des Fragebo-
gens einer mündlich-persönlichen Befragung zugestimmt  
haben, werden zusätzlich mündlich-persönlich zu ihren Woh-
nungen befragt.
Im Anschluss an die mündlich-persönliche Befragung der 
Mieter*innen erfolgt eine schriftliche Befragung der 
Vermieter*innen vorwiegend hinsichtlich der energetischen 
Ausstattung und Beschaffenheit des Gebäudes.

§ 2 Zu erfassende Sachverhalte

(1) Folgende Erhebungsmerkmale werden erfasst:

1. �Angaben zum Mietverhältnis, Mietvertrag und zur  
Mietzahlung;
Dies umfasst insbesondere Angaben zu folgenden Punkten:
a. Erstvermietung/Wiedervermietung; 
b. Befristet/unbefristet;
c. �Umfang des Mietvertrages  

(Garten- bzw. Garagennutzung);
d. �Mietvertragsstruktur (Bruttomiete/Nettomiete/ 

Teilinklusivmiete);
e. Miethöhe;
f.  Höhe der Heiz- und Betriebskosten. 

2. �Angaben zur Art, Ausstattung, Beschaffenheit und Größe 
der Wohnung;
Dies umfasst insbesondere Angaben zu folgenden Punkten:
a. Baujahr (Altbau/Neubau);
b. Möbliert/unmöbliert;
c. Raumhöhe;
d. Keller/Speicher/Gemeinschaftsräume;
e. Heizungsart;
f. Ausstattung von Küche und Bad;
g. �Ausrichtung der Zimmer (Norden/Süden/Osten/ 

Westen);
h. Lage im Haus (Stockwerk);
i. Modernisiert/unmodernisiert.

3. Angaben zur Lage der Wohnung;
Dies umfasst insbesondere Angaben zu folgenden Punkten:
a. Makrolage/Mikrolage;

b. Stadtbezirk;
c. Zentralität.

4. Angaben zur Art des Gebäudes:
Dies umfasst insbesondere Angaben zu folgenden Punk-
ten:
a. Einfamilienhaus/Mehrfamilienhaus;
b. Vorderhaus/Rückgebäude;
c. Freistehend/nicht freistehendes Gebäude;
d. Anzahl der Stockwerke;
e. �Anzahl der Wohnungen/Eingang (über den die jeweilige 

Wohnung erreichbar ist);
f. �Modernisierungen des Gebäudes (Treppenhaus/Aufzug);
g. �Nähere Umgebung (Zusammenhängende/aufgelockerte 

Bebauung/Grünflächen in der Nachbarschaft).

5. �Angaben zur energetischen Ausstattung und Beschaffen-
heit der Wohnung/des Gebäudes:
Dies umfasst insbesondere Angaben zu folgenden Punkten:
a. Energieausweis/Energiekennwerte;
b. Energetische Modernisierungen (Dämmung/Heizung).

Als Hilfsmerkmale werden verwendet:

1. Angaben zu den Mieter*innen: (Name, Adresse);
2. Angaben der Mieter*innen (Telefonnummer)
3. Angaben zu den Vermieter*innen (Adresse).

(2) Hilfsmerkmale sind von den Erhebungsmerkmalen zum 
frühestmöglichen Zeitpunkt zu trennen und gesondert auf-
zubewahren. Laufende Nummern und Ordnungsnummern 
können auf den Erhebungsunterlagen verbleiben. Sie  
dürfen auf die für die maschinelle Weiterverarbeitung be-
stimmten Datenträger übernommen werden.

(3) Die Hilfsmerkmale sind zu löschen, sobald die Überprü-
fung der Erhebungs- und Hilfsmerkmale auf Schlüssigkeit 
und Vollständigkeit abgeschlossen ist. Bei wiederkehren-
den Erhebungen kann die Löschung der Hilfsmerkmale  
unterbleiben, soweit sie noch künftig zur Bestimmung des 
Kreises der zu Befragenden benötigt werden. Die Hilfs-
merkmale sind gesondert aufzubewahren und nach Been-
digung der wiederkehrenden Erhebungen zu löschen.  
Diese Vorschriften gelten entsprechend für die Vernichtung 
von Erhebungsunterlagen, die Hilfsmerkmale enthalten.

§ 3 Kreis der zu Befragenden

Die Fragebögen werden an ca. 180.000 Haushalte im Stadt-
gebiet München geschickt. Die Namen und Adressen werden 
mittels einer geschichteten Stichprobenziehung zufällig aus 
dem Melderegister ausgewählt.

§ 4 Befragung von Haushaltsmitgliedern

Zielperson der Befragung ist diejenige erwachsene Person  
im Haushalt, die am besten über das Mietverhältnis Auskunft 
geben kann. Die Befragung eines anderen volljährigen Haus-
haltsmitgliedes ist ebenfalls zulässig, soweit dieses die erfor-
derlichen Angaben machen kann.

§ 5 Freiwilligkeit

Die Teilnahme an der Erhebung ist freiwillig. Es besteht keine 
Auskunftspflicht.

§ 6 Durchführung der Erhebung 

(1) Die Durchführung des qualifizierten Mietspiegels als Kom-
munalstatistik erfolgt durch das Statistische Amt der  
Landeshauptstadt München. Ergänzend können ferner 
Dritte mit bestimmten, festzulegenden, statistischen  
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Aufgaben im Zusammenhang mit der Durchführung der 
Statistik als Auftragnehmer beauftragt werden.

(2) Die Vergabestelle der Landeshauptstadt München hat  
unter Beachtung der Grundsätze des Datenschutzes den 
im Wege der durchgeführten, europaweiten Ausschreibung 
ermittelten Auftragnehmer, die Firma Kantar Deutschland 
GmbH mit der Durchführung der Erhebung beauftragt.  
Der Auftragnehmer führt die Erhebung unter Beachtung 
der Grundsätze des Bayerischen Datenschutzgesetzes, 
der EU-DSGVO, sowie des Bayerischen Statistikgesetzes 
durch. Mit dem Auftragnehmer wurde eine Vereinbarung 
zur Auftragsverarbeitung gemäß Art. 28 Abs.3 DSGVO  
abgeschlossen.

(3) Der Auftragnehmer hat der Landeshauptstadt München 
vor Aufnahme der Datenverarbeitung sämtliche Personen, 
die auf Seiten des Auftragnehmers an der Ausführung des 
Auftrages beteiligt werden, namentlich zu melden.

(4) Sofern es sich bei Personen im Sinne von Absatz 3 nicht 
um Amtsträger*innen oder für den öffentlichen Dienst be-
sonders Verpflichtete handelt, sind diese vor der Verarbei-
tung dieser Daten, bzw. vor Kenntniserlangung von diesen 
Daten nach § 1 Verpflichtungsgesetz besonders zur Ge-
heimhaltung zu verpflichten, sofern diese nicht ausschließ-
lich Aufgaben als Erhebungsbeauftragte im Sinne von 
Art. 14 BayStatG ausführen. Sofern Personen im Sinne von 
Absatz 3 ausschließlich Aufgaben als Erhebungsbeauf-
tragte im Sinne von Art. 14 BayStatG ausführen, genügt 
eine Belehrung und Verpflichtung dieser Personen nach 
Art. 14 Abs. 3 BayStatG.

(5) Absatz 3 und Absatz 4 finden auf Personen, die auf Seiten 
etwaiger Unterauftragnehmer*innen an der Ausführung des 
Auftrages beteiligt sind, entsprechende Anwendung.

§ 7 Berichtszeitraum, Berichtszeitpunkt, Häufigkeit der 
Erhebung

(1) Die Erhebung findet einmalig statt, wird Anfang des Jahres 
2022 durchgeführt und dauert ab Beginn ca. 16 bis 18 Wo-
chen.

(2) Die Erhebung bezieht sich auf den Zeitraum seit Beginn 
des Mietverhältnisses der befragten Haushalte.

§ 8 Weitergabe der Daten

(1) Die erhobenen Daten dürfen nur 

1. �zur wissenschaftlichen Auswertung im Rahmen des erteil-
ten Auftrages zur Mietspiegelerstellung und in anonymi-
sierter Form für Forschungszwecke genutzt und

2. �in anonymisierter Form an das für Mietsachen zuständi-
ge Amts- oder Landgericht sowie an gerichtlich bestellte 
Sachverständige im Rahmen einer gerichtlichen Über-
prüfung des Mietspiegels weitergegeben werden.

(2) Die Entscheidung über eine Übermittlung im Sinne von  
Absatz 1 und deren Umfang obliegt allein der Landes-
hauptstadt München. Eine Übermittlung von Daten nach 
Absatz 1 durch Auftragnehmer*innen oder Unterauftrag
nehmer*innen ist nur mit vorheriger Zustimmung der  
Landeshauptstadt München zulässig.

(3) Sofern es sich bei den Empfänger*innen der Daten nicht 
um Amtsträger*innen oder für den öffentlichen Dienst  
besonders Verpflichtete handelt, ist eine Weitergabe der 
Daten nur zulässig, wenn diese vor der Weitergabe be
sonders zur Geheimhaltung verpflichtet wurden. 

§ 1 Abs. 2, Abs. 3 und Abs. 4 Ziff. 2 VerpflG sind entspre-
chend anwendbar.

(3) Eine sonstige Verwendung oder Weitergabe der zur Erstel-
lung des Mietspiegels ermittelten Daten ist für alle Beteilig-
ten unzulässig.

§ 9 Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft.

(2) Diese Satzung tritt am 31.12.2023 außer Kraft.

Der Stadtrat hat die Satzung am 25.11.2021 beschlossen.

München, 2. Dezember 2021	 Dieter Reiter
		  Oberbürgermeister

Nachrichtliche Veröffentlichung einer Allgemeinverfügung 
zu der Bekanntmachung vom 30.11.2021 durch Veröffent-
lichung im Internet (www.muenchen.de/corona), in Rund-
funk und Presse im Amtsblatt der Landeshauptstadt 
München vom 10. Dezember 2021.

Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von Infektions-
krankheiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz – 
IfSG); Maßnahmen zur Bekämpfung des Coronavirus 
SARS-CoV-2 im Stadtgebiet München

Die Landeshauptstadt München erlässt gem. § 28 Abs. 1 
i.V.m. § 28a des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) i.V.m § 16 
Abs. 1 der 15. BayIfSMV, Art. 35 Satz 2 des Bayerischen  
Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG) und § 65 Satz 1  
der Zuständigkeitsverordnung (ZustV) folgende

Allgemeinverfügung:

1.	 In Ergänzung zu § 5 Abs. 1 Nr. 1 der 15. BayIfSMV darf der 
Zugang zu der Gastronomie unter freiem Himmel nur durch 
Anbieter, Veranstalter, Betreiber, Besucher, Beschäftigte 
und ehrenamtlich Tätige erfolgen, soweit diese im Sinne 
des § 2 Nr. 2 und 4 SchAusnahmV geimpft oder genesen 
oder noch nicht zwölf Jahre und drei Monate alt sind.

2.	 Ausgenommen von Ziffer 1 sind die in § 4 Abs. 3 Nr. 1 und 
§ 5 Abs. 3 Nr. 2 der 15. BayIfSMV genannten Personen
kreise sowie Anbieter, Veranstalter, Betreiber, Beschäftigte 
und ehrenamtlich Tätige des betroffenen Betriebs, wenn 
sie die Voraussetzungen des § 4 Abs. 4 oder § 5 Abs. 2 
Satz 2 der 15. BayIfSMV erfüllen. 
 
Personen, die die erforderlichen Nachweise nicht vorwei-
sen können, ist der Zugang zu der Gastronomie unter frei-
em Himmel untersagt.

3.	 Der Betreiber ist zur Überprüfung der entsprechenden 
Nachweise (Impf-, Genesenen- und Testnachweise sowie 
ggf. ärztliche Atteste) durch wirksame Kontrollen samt 
Identitätsfeststellung in Bezug auf jede Einzelperson ver-
pflichtet.

4.	 In den Bereichen der Gastronomie unter freiem Himmel gilt 
die Pflicht zum Tragen einer FFP2-Maske. Diese Masken-
pflicht gilt nicht für Gäste, solange sie am Tisch sitzen. Der 
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Verzehr von Speisen und Getränken ist nur am Sitzplatz 
am Tisch zulässig.

Ausnahmen von Ziffer 4 Satz 1 gelten nach § 2 Abs. 3 der 
15. BayIfSMV entsprechend.

5.	 Der Betreiber ist verpflichtet, die Einhaltung der Masken-
pflicht sicherzustellen.

6.	 Die Allgemeinverfügung gilt gemäß Art. 41 Abs. 4 BayVwVfG 
am 30.11.2021 ab 18:00 Uhr durch Veröffentlichung im  
Internet (www.muenchen.de/amtsblatt) in Rundfunk und  
Medien als bekanntgegeben und ist ab dem 01.12.2021, 
00.00 Uhr, wirksam.

7.	 Diese Allgemeinverfügung ist bis zum Ablauf des 15.12.2021 
gültig.

Hinweise:

1.	 Die Allgemeinverfügung und ihre Begründung können im 
Kreisverwaltungsreferat, Dienstgebäude Implerstr. 11, Zim-
mer 231, Tel. : 089/233-45134, 80337 München nach vor-
heriger Terminvereinbarung eingesehen werden und sind 
auf der städtischen Internetseite unter www.muenchen.de/
amtsblatt abrufbar.

2.	 Die sofortige Vollziehbarkeit der Ziffern 1 bis 5 dieser All-
gemeinverfügung besteht kraft Gesetzes, vgl. § 28 Abs. 3 
IfSG i.V.m. § 16 Abs. 8 IfSG.

3.	 § 11 der 15. BayIfSMV bleibt unberührt.

4.	 Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG i.V.m. 
§ 28 Abs. 1 IfSG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
a) �entgegen der Ziffer 2 Abs. 2 die Gastronomie unter freiem 

Himmel ohne die erforderlichen Nachweise betritt oder
b) �entgegen der Ziffer 3 als Betreiber nicht sicherstellt, dass 

ein entsprechender Nachweis vorgelegt wird, oder
c) �entgegen der Ziffer 4 der Maskenpflicht nicht nachkommt 

oder
d) �entgegen der Ziffer 5 als Betreiber nicht sicherstellt, dass 

der Maskenpflicht nachgekommen wird.

Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 73 Abs. 1a Nr. 6, Abs. 2 
IfSG mit einer Geldbuße von bis zu fünfundzwanzigtausend 
Euro geahndet werden.

Gründe:

A.	Sachverhalt

I.	 Aktuelle Infektionslage in München

Seit Mitte Oktober war in Bayern wie auch in München wieder 
ein deutlicher Anstieg der Meldefälle bei Infektionen mit dem 
Coronavirus SARS-CoV-2 zu beobachten. Bayern insgesamt 
hat derzeit nach RKI mit Stand vom 30.11.2021 eine 7-Tages-
Inzidenz von 618,2 und liegt damit auf dem 5. Platz der Bundes-
länder mit den höchsten Inzidenzen.

Laut Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit 
(LGL) liegt die 7-Tage- Hospitalisierungs-Inzidenz pro 100.000 
Einwohner in Bayern bei geimpften Personen bei 2,8. Im Fall 
von ungeimpften Personen liegt sie bei 17,6 (Stand 24.11.2021). 
Hinsichtlich der Infektionen liegt die 7-Tage-Inzidenz pro 
100.000 Einwohner in Bayern bei geimpften Personen bei 
112,7, bei ungeimpften Personen bei 1726,3 (Stand 24.11.2021).

München sowie die umliegende Region ist davon besonders 
betroffen. Die 7-Tage- Inzidenz in München liegt laut Angabe 
des RKI mit Stand vom 30.11.2021 bei 472,2.

Zusätzlich hierzu ist noch immer ein erheblicher Teil der Ge-
samtbevölkerung Münchens nicht vollständig geimpft. Mit 
Stand vom 27.11.2021 sind zwar ca. 72,2 % der impffähigen 
Münchner*innen vollständig geimpft, was einem Anteil von ca. 
64,0% der Gesamtbevölkerung entspricht. Mehr als ein Drittel 
der Gesamtbevölkerung verfügt demnach jedoch nicht über 
einen vollen Impfschutz.

Zu bedenken ist in diesem Kontext ebenfalls, dass nach der-
zeitigem wissenschaftlichen Kenntnisstand davon ausgegan-
gen werden muss, dass der Impfschutz über die Zeit nach-
lässt und die Wahrscheinlichkeit, trotz Impfung PCR-positiv 
und infektiös zu werden, zunimmt.
Dabei sind insbesondere immungeschwächte und alte Men-
schen gefährdet, trotz Impfung einen schweren Krankheits-
verlauf zu erleiden.

Ohne die Ergreifung weiterer infektionspräventiver Maßnah-
men wird es in der aktuellen Situation kurzfristig zu einer v 
ollständigen Überlastung und einem Kollaps des Münchner 
Kliniksystems kommen.
Während die Zahl der COVID-19-Patient*innen, die stationär 
behandelt werden mussten, seit Anfang Mai kontinuierlich 
sank, werden seit etwa Mitte August wieder deutlich höhere 
Zahlen beobachtet. Insbesondere in den letzten Wochen  
kam es zu einem starken Anstieg der Anzahl der stationär  
behandelten COVID-19-Patient*innen in Bayern. So hat sich 
allein die Zahl der hospitalisierten Fälle in Bayern seit dem 
25.10.2021 von 397 auf zwischenzeitlich 1266 (Stand 
25.11.2021) binnen eines Monats mehr als verdreifacht. Der-
zeit liegt die Zahl gemeldeter hospitalisierter Fälle der letzten 
7 Tage bei 1087 (Stand 29.11.2021; LGL). Auch im intensiv
medizinischen Bereich spiegelt sich diese Entwicklung wider. 
Aktuell werden in Bayern bereits 1061 Patient*innen (Stand 
29.11.2021; LGL), bei denen eine Infektion mit SARS-CoV-2 
nachgewiesen wurde, stationär intensivmedizinisch behan-
delt. Derzeit (Stand 29.11.2021)  sind in den Münchner Kran-
kenhäusern 474 Betten mit bestätigten COVID-19-Fällen be-
legt, davon 135 Intensivbetten (Intensive Care Unit, ICU) und  
8 Betten in der Intensivüberwachungspflege (Intermediate 
Care, IMC). Die Lage in den Münchner Kliniken ist dramatisch, 
insbesondere auch im Bereich der intensivmedizinischen  
Versorgung, deren Kapazitäten weitestgehend erschöpft  
sind.

Insgesamt handelt es sich weltweit, in Europa und in Deutsch-
land um eine bedrohliche und sehr ernstzunehmende Situation. 
Vor diesem Hintergrund ist die Ergreifung weiterer infektions-
präventiver Maßnahmen unerlässlich.

II.	Außengastronomie

Von der andauernden Pandemie und der daraus erforderli-
chen Beschränkungen des öffentlichen Lebens sind auch die 
Gastronomiebetriebe in München stark betroffen.

Zu deren Entlastung hatte die Landeshauptstadt München  
ab Mai 2020 schnell und unbürokratisch die Schaffung von 
Freischankflächen auf Parkständen (Schanigärten) bzw. in  
der seitlichen Ausdehnung über die Gebäudegrenze des  
jeweiligen Betriebes hinaus ermöglicht. Zudem wurden eine 
Vielzahl von Flächen auf Privatgrund (Wirtschaftsgärten)  
geschaffen.

Ziel war, die Umsatzeinbußen der Gastronomie durch die  
Pandemie generell und insbesondere den Wegfall von Gast-
plätzen aufgrund des infektionsschutzrechtlichen Abstands-
gebots zumindest etwas abzumildern. Künftig werden die  
coronabedingt ermöglichten Erweiterungen von Freischank-
flächen gemäß § 23 Abs. 6 und 14 der Richtlinien für Sonder-
nutzungen an den öffentlichen Straßen der Landeshauptstadt 
München jährlich von April bis Oktober nutzbar sein.
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In der Sitzung vom 24.11.2021 (20-26 / V 05209) hat der Stadt-
rat der Landeshauptstadt München beschlossen, dass diese 
ausnahmsweise aufgrund der pandemiebedingten Sonder
situation auch über die Wintermonate bis zum 31.03.2022 
weiter betrieben werden können. Dies betrifft insbesondere 
alle sog. Schanigärten, die seitlichen Erweiterungen sowie  
coronabedingt erweiterte Wirtschaftsgärten.

Durch die mit der Erweiterung der Gastronomiefläche verbun-
dene Entzerrung soll mehr Gästen auch in den Wintermonaten 
der Aufenthalt im Freien ermöglicht werden. Daher wurde  
vom Stadtrat auch beschlossen, dass in diesem Zeitraum auf 
Freischankflächen die Nutzung von ökostrombetriebenen 
Heizstrahlern geduldet wird, um die Aufenthaltsqualität auf 
den Außenflächen in der kalten Jahreszeit zu erhöhen. Für 
Wirt*innen ergibt sich dadurch eine Kapazitätserweiterung, 
die die coronabedingten Umsatzeinbußen nochmals abmil-
dern soll. Derzeit belaufen sich allein die Freischankflächen  
im Stadtgebiet auf ca. 2.600.

III. Zusammenfassung

Um die widerstreitenden Interessen der Gastronomie und der 
aktuellen Infektionslage in München in Ausgleich zu bringen, 
müssen die Infektionsschutzmaßnahmen entsprechen ange-
passt werden. Dies betrifft jegliches gastronomische Angebot 
zum Verzehr an Ort und Stelle auf genehmigten Bewirtungs-
flächen unter freiem Himmel.

Demnach werden als Zugangsvoraussetzung „2 G“ sowie 
eine FFP2-Maskenpflicht umgesetzt, um auch unter freiem 
Himmel den erforderlichen Infektionsschutz zu gewährleisten.

B.	 Begründung

I.	 Zuständigkeit

Die sachliche Zuständigkeit der Landeshauptstadt München  
ergibt sich aus § 28 Abs. 1 und § 28a Abs. 7 Satz 1 Nr. 3 und 
4 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) i.V.m. § 16 Abs. 1 der 
15. BayIfSMV und § 65 Satz 1 der Zuständigkeitsverordnung 
(ZustV); die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus Art. 3 Abs. 1 
Nr. 1 des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayV-
wVfG).

II.	Rechtsgrundlage

Rechtsgrundlage für die Anordnungen der Ziffer 1 bis 5 ist  
§ 28 Abs. 1 i. V. m. § 28a Abs. 7 Satz 1 Nr. 3 und 4 IfSG i.V.m. 
§ 16 Abs. 1 der 15. BayIfSMV. Werden Kranke, Krankheits
verdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider fest-
gestellt oder ergibt sich, dass ein Verstorbener krank, krank-
heitsverdächtig oder Ausscheider war, so trifft die zuständige 
Behörde die notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere 
die in § 28a Abs. 7 IfSG genannten, soweit sie zur Verhinde-
rung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten erforderlich 
sind. COVID-19 ist eine übertragbare Krankheit im Sinne des 
§ 2 Nr. 3 IfSG.

III. Rechtmäßigkeit der Maßnahmen

Die zuständige Behörde trifft nach § 28 Abs. 1 IfSG die not-
wendigen Schutzmaßnahmen, soweit und solange es zur Ver-
hinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten erfor-
derlich ist. Notwendig ist eine Maßnahme, wenn sie zur 
Verhinderung der (Weiter-)Verbreitung der Krankheit geboten 
ist (vgl. BayVGH, Beschluss vom 13.08.2020, Az.: 20 CS 
20.1821, Rn. 27 juris). Hierzu zählen insbesondere die in § 28a 
Abs. 7 IfSG aufgezählten Maßnahmen.

1.	Erforderlichkeit der Maßnahmen

Die Erforderlichkeit der in Ziffer 1 bis 5 angeordneten Maß-
nahmen ergeben sich aus folgenden Überlegungen:

Insbesondere in der Gastronomie kann es zu vielfältigen Kon-
takten zwischen häufig wechselnden Personen kommen. 
Gastronomiebetriebe, also Gaststätten, Bars, Kneipen, Cafés 
und Restaurants, zeichnen sich ebenso wie sonstige gastro-
nomische Angebote dadurch aus, dass bei dem Genuss von 
Speisen und Getränken trotz geringen Abstands naturgemäß 
keine Masken getragen werden können, gewisse Infektions-
schutzmaßnahmen aufgrund der Art der im gastronomischen 
Bereich vollzogenen Handlungen also von vornherein nicht 
bzw. nur in begrenztem Umfang umgesetzt werden können.

Bei der geselligen Zusammenkunft im stationären Gastrono-
miebetrieb kommt es auch nach der Gesetzesbegründung 
zum Infektionsschutzgesetz (IfSG) regelmäßig zur Unter-
schreitung von Mindestabständen. Dadurch halten sich die 
Betroffenen - auch im Außenbereich - gemeinsam für die 
Dauer eines nicht unerheblichen Zeitraums in einem infek
tionsrelevanten Setting auf.

Denn auch im Freien sind Personen bei der hier in der Regel 
vorzufindenden Unterschreitung des Mindestabstandes vor 
Tröpfcheninfektionen nicht gefeit, dies nicht nur bei lauten  
Äußerungen von Willensbekundungen, sondern ggfs. bereits 
bei gemäßigter Sprechweise. Es handelt sich beim Setting in 
so genannten Schanigärten, Freischankflächen oder Wirts-
gärten oder anderen Flächen in der Außengastronomie nicht 
um eine flüchtige Begegnungssituation, sondern um ein (stun-
den-) langes Zusammenverweilen. Ein Infektionsrisiko kann 
auch dann nicht ausgeschlossen werden, wenn die Beteiligten 
geimpft sind. Außerdem ist mit vielfältigen Kontakten zwi-
schen häufig wechselnden Personen zu rechnen.

Zu beachten ist auch, dass sich die ungünstigen Faktoren  
gegenseitig verstärken: Durch eine gewisse Verweildauer 
steigt bei vielen Gästen regelmäßig der Alkoholkonsum, was 
diese einlädt, länger zu bleiben. Es bleibt jedoch nicht nur bei 
den Gefahren, die sich unmittelbar aus dem Besuch gastro-
nomischer Betriebe und Angebote ergeben, hinzu kommt der 
mit dem Besuch verbundene Anfahrts- und Abfahrtsverkehr. 
Gerade nach dem Konsum von Alkohol muss davon ausge-
gangen werden, dass viele Personen nicht im Wege des Indi-
vidualverkehrs (bspw. mit dem PKW oder Fahrrad) zur Gastro-
nomie und vorn dort wieder abfahren. Aufgrund sinkender 
Temperaturen sehen viele Menschen auch davon ab, zu Fuß 
oder mit dem Fahrrad zu fahren, weshalb nach allgemeiner 
Lebenserfahrung davon auszugehen ist, dass der Öffentliche 
Personennahverkehr (ÖPNV) zu den meistgenutzten Trans-
portmitteln im Kontext der Nutzung von Gastronomiebetrie-
ben und -angeboten zählen wird. Im Rahmen der Nutzung des 
ÖPNV kommt es wiederum zu weiteren Begegnungen mit an-
deren Personen, wobei gerade alkoholisierte Personen mit 
der entsprechenden Enthemmung und verminderter Bereit-
schaft zum Einhalten der AHA+L-Hygieneregeln auf andere, 
unbeteiligte Personen treffen, auch auf solche, die zu Risiko-
gruppen gehören.

Demgemäß bedarf es der in Ziffern 1 bis 5 angeordneten 
Maßnahmen, um den auch im Außenbereich bestehenden In-
fektionsgefahren in erforderlichem Maße Rechnung zu tragen. 
Dieser Bereich der Gastronomie unter freiem Himmel ist bis-
her im Rahmen der 15. BayIfSMV nicht geregelt. Gemäß § 16 
Abs. 1 der 15. BayIfSMV ist der Erlass von weitergehenden 
Maßnahmen durch die zuständigen Behörden zulässig.
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Hierzu im Einzelnen:

a.	Zugangsbeschränkung („2G“)

Zur Verhinderung der Verbreitung der Coronavirus-Krank-
heit-2019 und zum Schutz des Gesundheitssystems kann die 
Verpflichtung zur Vorlage von Impf-, Genesenen- oder Test-
nachweisen sowie an die Vorlage solcher Nachweise anknüp-
fende Beschränkungen des Zugangs und eine damit verbun-
dene Kontrollverpflichtung angeordnet werden (vgl. § 28  
Abs. 1 i.V.m. § 28a Abs. 7 Satz 1 Nr. 4 IfSG).

Dies ist im Hinblick auf die oben dargestellte infektologisch 
besonders relevante Situation des Zusammenkommens im Be-
reich der Gastronomie unter freiem Himmel auch erforderlich.

Durch die Beschränkung im Sinne eines 2-G-Zugangsregimes 
(kombiniert mit einer Maskenpflicht) im Außenbereich, d.h. in 
der Gastronomie unter freiem Himmel und damit auch in so 
genannten Schanigärten, Freischankflächen und Wirtsgärten 
minimiert sich gerade auch das Infektionsrisiko für ungeimpf-
te Personen und verhindert so die weitere Verbreitung des  
Virus. Zum einen wird ihnen die Teilnahme an entsprechenden 
gastronomischen Angeboten verwehrt, sodass sie den im 
Gastronomiebereich vorhandenen Infektionsgefahren nicht 
direkt ausgesetzt werden, zum anderen werden sie auch indi-
rekt dadurch geschützt, dass mögliche Infektionsketten un-
terbrochen werden, die gerade auch für sie gefährlich werden. 
Dies ist auch vor dem Hintergrund erforderlich, dass unge-
impfte Personen sehr viel öfter einen hospitalisierungspflichti-
gen Krankheitsverlauf erleiden und öfter auf entsprechenden 
Krankenhaussstationen intensivmedizinisch versorgt werden 
müssen (vgl. 7-Tage-Hospitalisierungs-Inzidenz pro 100.000 
Einwohner in Bayern bei ungeimpften Personen von 17,6; LGL; 
Stand 24.11.2021).

Zudem ermöglicht eine solche Beschränkung auf ein 2-G-Zu-
gangsregime eine Kontaktreduzierung innerhalb der Bevölke-
rung, weil weniger Personen gastronomische Betriebe und 
Angebote aufsuchen können. Auch das RKI empfiehlt derzeit, 
die wahrgenommenen Kontakte so weit wie möglich zu redu-
zieren. Rund ein Drittel der Münchner*innen ist derzeit noch 
ungeimpft. Es bleibt nach vorsichtiger Schätzung eine Perso-
nengruppe im niedrigen bis mittleren sechsstelligen Bereich, 
die in Zukunft keinen Zugang zu gastronomischen Betrieben 
und Angeboten mehr haben werden. Hierdurch kann eine  
erhebliche Kontaktverringerung und somit Infektionsketten
unterbrechung in der Bevölkerung erreicht werden.

Im Übrigen wurden zur verhältnismäßigen Ausgestaltung der 
Zugangsbeschränkung und deren Reduzierung auf das erfor-
derliche Maß in dieser Allgmeinverfügung die entsprechenden 
Ausnahmen aus der 15. BayifSMV übernommen (vgl. Ziff. 2 
der Allgemeinverfügung).

Demgemäß sind zum einen solche Personen ausgenommen 
von der 2G-Regelung, die sich aus medizinischen Gründen 
nicht impfen lassen können und dies vor Ort insbesondere 
durch Vorlage eines schriftlichen ärztlichen Zeugnisses im 
Original nachweisen, das den vollständigen Namen und das 
Geburtsdatum enthält, und gleichzeitig einen PCR-Tests, 
PoC- PCR-Tests oder einen Test mittels weiterer Methoden 
der Nukleinsäureamplifikationstechnik, der vor höchstens 48 
Stunden durchgeführt wurde, vorlegen (vgl. § 4 Abs. 3 Nr. 1 
der 15. BayIfSMV). Auch ihnen kann der Zugang gewährt wer-
den.

Zum anderen haben auch minderjährige Schülerinnen und 
Schüler, die regelmäßigen Testungen im Rahmen des Schul-
besuchs unterliegen, Zugang zur Gastronomie unter freiem 
Himmel (vgl. § 5 Abs. 3 Nr. 2 der 15. BayIfSMV).

Darüber hinaus müssen auch Anbieter, Veranstalter, Betreiber, 
Beschäftigte und ehrenamtlich Tätige der Gastronomie unter 
freiem Himmel, die im Sinne des § 2 Nr. 2 und 4 SchAus-
nahmV weder geimpft noch genesen sind und die Kunden-
kontakt haben, die Vorgaben der 2G- Regelung nicht erfüllen, 
wenn sie an mindestens zwei verschiedenen Tagen pro Wo-
che über einen negativen PCR-Test, PoC-PCR-Test oder  
einen Test mittels weiterer Methoden der Nukleinsäureamplifi-
kationstechnik, der vor höchstens 48 Stunden durchgeführt 
wurde, verfügen oder andernfalls an jedem Arbeitstag über  
einen negativen PoC-Antigentest, der vor höchstens 24 Stun-
den durchgeführt wurde, oder über einen negativen, vom 
Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte zugelas-
senen, unter Aufsicht vorgenommenen Antigentest zur Eigen-
anwendung durch Laien (Selbsttests), der vor höchstens  
24 Stunden durchgeführt wurde, vorweisen können (vgl. § 4  
Abs. 4 und § 5 Abs. 2 Satz 2 der 15. BayIfSMV).
Die Untersagung des Zugangs von Personen, die nicht ge-
impft, genesen oder nach den entsprechenden Ausnahmen 
getestet bzw. ausgenommen sind und demgemäß nicht die 
erforderlichen Nachweise vorweisen können, dient dazu, zu 
verhindern, dass sich diese Personen dennoch in Bereichen 
der Gastronomie unter freiem Himmel aufhalten und dort 
ohne Schutzmaßnahmen zusammen kommen, keine Abstän-
de einhalten und sich in infektiologisch relevanter Weise mit
einander unterhalten (vgl. Ziffer 2 Abs. 2).

Dies korreliert mit der Pflicht des Betreibers, entsprechende 
Kontrollen hinsichtlich der Zugangsbeschränkung nach Ziffer 
1 sicherzustellen. Nur mit entsprechenden Kontrollen kann die 
Maßnahme wirken. Dem jeweiligen Betreiber, der bereits nach 
§ 5 Abs. 1, Abs. 2 Satz 1 i.V.m § 4 Abs. 5 der 15. BayIfSMV 
verpflichtet ist, die Einhaltung der Vorgaben in Innenbereichen 
der Gastronomie sicherzustellen, kann auch die Sicherstel-
lung der Einhaltung in Bezug auf den Außenbereich zugemu-
tet werden.

Mildere und zugleich ebenso wirksame Maßnahmen sind 
nicht ersichtlich. Insbesondere bietet eine Zugangsbeschrän-
kung nach 3G oder 3G plus im Außenbereich nicht den selben 
Schutz.

Bei einem Zusammenkommen von Personen nach der Maß-
gabe von 3G oder 3G plus besteht ein erhöhtes Risiko der In-
fektion von ungeimpften Personen. Selbst wenn diese Perso-
nen getestet sind, sind sie nicht ausreichend von einer 
Infektion geschützt. In Begegnungsituation in der Gastrono-
mie unter freiem Himmel könnten sie auf infektiöse geimpfte 
Personen treffen.

Zwar ist die Wahrscheinlichkeit, dass eine Person trotz voll-
ständiger Impfung PCR-positiv und infektiös wird, zwar signi-
fikant vermindert, es muss jedoch davon ausgegangen wer-
den, dass Menschen nach Kontakt mit SARS-CoV-2 trotz 
Impfung PCR-positiv werden und dabei auch infektiöse Viren 
ausscheiden. Dabei können diese Menschen entweder Symp-
tome einer Erkrankung (die zumeist eher milde verläuft) oder 
überhaupt keine Symptome entwickeln.

Gerade in solchen Situationen haben ungeimpfte Personen, 
im Gegensatz zu geimpften und genesenen Personen, keinen 
erhöhten Schutz vor dem Risiko, einen schweren Krankheits-
verlauf zu erleiden, der im Zweifel zur einer Krankenhausein-
weisung führt und somit zur weiteren Belastung des Gesund-
heitssystems. Dies hätte wiederum extreme Auswirkungen 
auch auf die Versorgung anderer als COVID-19-Patienten.

Zum Schutz vor der vollständigen Überlastung und Kollaps 
des Münchner Kliniksystems ist die Anordnung einer 2G-Zu-
gangsbeschränkung geboten.
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b.	FFP2-Maskenpflicht

Zur Verhinderung der Verbreitung der Coronavirus-Krank-
heit-2019 und zum Schutz des Gesundheitssystems kann eine 
Verpflichtung zum Tragen einer Atemschutzmaske mit FFP2- 
Standard angeordnet werden (vgl. Ziff. 4 und 5; vgl. § 28  
Abs. 1 i.V.m. § 28a Abs. 7 Satz 1 Nr. 3 IfSG).

Aus den vorgenannten Gründen ist aus infektionsschutzfach-
licher Sicht festzustellen, dass es die sehr angespannte Infek-
tionslage erfordert, Kontakte zu reduzieren und die gängigen 
Schutz- und Hygienemaßnahmen vollumfänglich umzusetzen. 
Daher ist im Gastronomiebereich sowohl innen als auch au-
ßen das Tragen einer FFP2-Maske, außer am Sitzplatz am 
Tisch, auf den Begegnungsflächen aus infektiologischer Sicht 
erforderlich.
Die Anordnung einer Maskenpflicht dient dem Schutz vor  
einer im Außenbereich hauptsächlich maßgeblichen Tröpfchen-
infektion sowie vor Aerosolen, die z. B. beim Sprechen, Hus-
ten oder Niesen ausgestoßen werden, insbesondere dort an, 
wo viele Menschen oder Menschen auf engem Raum oder 
nicht nur vorübergehend zusammenkommen. Dies ist auch in 
Bereichen der Außengastronomie der Fall, wenn Personen  
außerhalb ihres festen Platzes beispielsweise zwischen den 
Tischen mit anderen Personen zusammen treffen (etwa auf 
dem Weg zur Toilette o.ä.).

Die Anordnung von Maskenpflichten wird als zentraler Bau-
stein zur Eindämmung der Verbreitung des Coronavirus 
SARS-CoV-2 angesehen (vgl. BayVGH, Beschluss vom 
04.08.2021, Az.: 25 NE 21.1958, Rn. 38, juris). Die Anordnung 
dient dem effektiven Infektionsschutz und insbesondere dem 
Zweck, eine Ausbreitung von SARS-CoV-2 einzudämmen. 
Oberstes Ziel ist dabei die Verhinderung einer Überlastung 
des Gesundheitssystems und das damit verbundene Risiko 
einer erhöhten Sterblichkeit Betroffener an einer Infektion mit 
SARS-CoV-2.

Nach Ziffer 4 des Tenors dieser Allgemeinverfügung gilt die 
Maskenpflicht nicht für Gäste, solange sie am Tisch sitzen. 
Der Verzehr von Speisen und Getränken ist nur am Sitzplatz 
am Tisch zulässig. Letzteres ergibt sich bereits daraus, dass 
das Tragen einer Mund-Nasen- Bedeckung (hier einer FFP2-
Maske) den Verzehr von Speisen und Getränken rein tatsäch-
lich unmöglich macht.

Von einer Ausnahme der FFP2-Maskenpflicht dahingehend, 
dass die Maske zum Essen und Trinken kurzzeitig abgenom-
men werden kann, wurde abgesehen. Aus infektiologischer 
Sicht ist es angezeigt, die FFP2-Maskenpflicht möglichst kon-
sequent umzusetzen.

Die Begrenzung des Konsums von Speisen und Getränken 
auf das geregelte Setting an Tischen trägt zur Verhinderung 
der Verbreitung der Coronavirus-Krankheit-2019 und zum 
Schutz des Gesundheitssystems bei.

Im Bereich der Außengastronomie kann es aufgrund der sai-
sonal vorherrschenden Angebote (bspw. Jagertee, Glühwein, 
Wurstsemmeln – also warme Speisen und Getränkte auf die 
Hand, die geradezu zur Geselligkeit animieren) trotz der aktu-
ellen Witterung derzeit mitunter dazu kommen, dass es auf 
den Bewegungsflächen des ausgewiesenen Gastro-Bereichs 
aufgrund einer hohen Personendichte auf engem Raum zu  
infektionsrelevanten Nahkontakten mit einer nicht näher ein-
grenzbaren Anzahl von Besucher*innen kommt. In diesen  
Situationen ist es zur Vermeidung möglicher Tröpfcheninfekti-
onen aus infektiologischer Sicht zwingend erforderlich, dass 
die Personen eine Maske tragen. Auf die Maskenpflicht kann 
nur verzichtet werden, wenn die betreffenden Personen am 
Tisch sitzen.

Auch wenn es in der Praxis Fälle geben mag, bei denen die 
oben beschriebenen Infektionsgefahren durch das Entstehen 
von infektionsrelevanten Nahkontakten auf den Bewegungs-/
Begegnungsflächen aufgrund der örtlichen Gegebenheiten 
nicht zu erwarten sind, ist die generelle Anordnung der Mas-
kenpflicht im Außenbereich notwendig, da eine trennscharfe 
Unterscheidung der möglichen Szenarien in den einzelnen 
Außenbereichen nicht möglich ist und die Einschränkung aus 
Sicht des Gesundheitsreferats der Landeshauptstadt Mün-
chen nicht außer Verhältnis zum angestrebten Zweck steht. 
Szenen, wie sie der jüngsten Presseberichterstattung zum 
„Wintermarkt“ in der Altstadt zu entnehmen waren, sind aus 
infektiologischer Sicht unbedingt zu vermeiden.

Zur sinnvollen Umsetzung der FFP2-Maskenpflicht bedarf es 
auch der Verpflichtung des Betreibers, deren Einhaltung in 
seinen Außenbereichen sicherzustellen. Dies ist ihm auch zu-
zumuten, da er bereits nach § 2 Abs. 4 der 15. BayifSMV in 
Bezug auf die Innenbereiche der Gastronomie dazu verpflich-
tet ist und somit kein gesteigerter Mehraufwand besteht.

Mildere Maßnahmen sind nicht ersichtlich. Ein Betrieb der 
Gastronomie unter freiem Himmel mit 2G-Zugang ohne Mas-
kenpflicht, außerhalb des festen Sitzplatzes am Tisch, schützt 
nicht gleich effektiv in Situationen, in denen der Mindest
abstand nicht eingehalten werden kann und ein Kontakt mit  
einer Vielzahl von anderen Personen entsteht.

Im Übrigen ist mit der Einführung einer Maskenpflicht aus 
Gründen des Infektionsschutzes grundsätzlich eine relativ ge-
ringe grundrechtliche Eingriffsintensität verbunden (vgl.
BayVerfGH, Entscheidung vom 28.06.2021, A.z.: Vf. 73-VII-20, 
Rn. 22, juris), gleiches gilt für eine Maskenpflicht unter freiem 
Himmel (vgl. z.B. BayVGH; Beschluss vom 01.11.2020; Az.:10 
CS 20.2449; BayVGH, Beschluss vom 20.07.2021, Az.: 25 NE 
21.1814).

2.	Verhältnismäßigkeit der Maßnahmen

Die Anordnung dieser Infektionsschutzmaßnahmen sind zur 
Verhinderung der Verbreitung der Coronavirus-Krankheit-2019 
(COVID-19) geeignet, erforderlich und angemessen, mithin 
verhältnismäßig.

Bei COVID-19 handelt es sich um eine Infektionskrankheit  
mit teils schweren und sogar tödlichen Verläufen. Bei dieser 
Pandemie sind das Leben und die Gesundheit sehr vieler 
Menschen, und derzeit auch die Funktionsfähigkeit des Ge-
sundheitssystems bedroht. Diesen Rechtsgütern kommt eine 
äußerst hohe Bedeutung zu, es gilt sie zu schützen. Im Ver-
hältnis zu den hier betroffenen Individualrechtsgütern, insbe-
sondere der grundrechtlich geschützten allgemeinen Hand-
lungsfreiheit, überwiegen diese besonders schützenswerten 
Interessen der Allgemeinheit.

Die getroffenen Maßnahmen berühren die Grundrechte unge-
impfter Personen. Deren Handlungsfreiheit (Art. 2 GG) ist be-
troffen, da ihnen der Zugang zur Gastronomie unter freiem 
Himmel verwehrt wird. Dennoch ist der Eingriff gerechtfertigt 
und verhältnismäßig. Im Vergleich zu den Interessen der All-
gemeinheit an einem funktionierenden Gesundheitssystem 
und insbesondere an der Gewährleistung der intensivmedizi-
nisch Versorgung, hat das Interesse der betroffenen unge-
impften Personen, an einem Besuch der Gastronomie unter 
freiem Himmel, der meist allein der Freizeitgestaltung dient, 
zurückzutreten. Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass un-
geimpfte Personen häufiger schwere hospitalisierungspflichti-
ge Krankheitsverläufe erleiden und auf Intensivstationen be-
treut werden müssen. Sie tragen maßgeblich zur Belastung 
des Gesundheitssystems bei, wie die hohen Infektions- und 
Hospitalisierungszahlen unter ungeimpften Personen zeigen 
(s.o. Zahlen des LGL). Vor diesem Hintergrund haben deren 
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Interessen am Besuch der Außengastronomie, auch zu ihrem 
eigenen Gesundheitsschutz zurückzutreten. Im Übrigen bleibt 
§ 11 Nr. 5 der 15. BayIfSMV unberührt. Die Abgabe und Liefe-
rung von zur Mitnahme bestimmten Speisen und Getränken 
ist zulässig, sodass ungeimpfte Personen dennoch nicht auf 
den Genuss von gastronomischen Angeboten verzichten 
müssen. Insofern besteht kein tatbestandlich untersagtes Be-
treten von Bereichen der Gastronomie unter freiem Himmel, 
wenn lediglich Speisen und Getränke zur Mitnahme abgeholt 
werden.

Auch die Handlungsfreiheit von geimpften und genesenen 
Personen ist durch die Zugangsbeschränkung nach dem 2G-
Maßstab betroffen, da sie verpflichtet sind, entsprechende 
Nachweise vorzulegen. Darüber hinaus besteht für sie die 
Pflicht im Bereich der Gastronomie unter freiem Himmel zum 
Tragen einer FFP2-Maske. Diese Eingriffe sind jedoch in ihrer 
Intensität als sehr gering einzuschätzen, zumal sie bereits 
schon für die Innenbereiche der Gastronomie gelten und auch 
in anderen Lebensbereichen Geimpfte und Genesene treffen 
(vgl. Maskenpflicht im ÖPNV, oder bei Veranstaltungen unter 
freiem Himmel, vgl. § 2 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 2 der 15. 
BayIfSMV). Im Hinblick auf den Schutz von überragend wich-
tiger Rechtsgüter wie Leib und Leben sowie der Funktionsfä-
higkeit des Gesundheitssystems sind die Beeinträchtigungen 
jedenfalls gerechtfertigt.

Die in dieser Allgemeinverfügung angeordneten Infektions-
schutzmaßnahmen berühren auch die Grundrechte der jewei-
ligen Betreiber der Gastronomie unter freiem Himmel. Sie sind 
durch die Kontroll- und Sicherstellungspflichten in ihrer Be-
rufsfreiheit (Art. 12 GG) betroffen. Diese stellen jedoch Berufs-
ausübungsregelungen dar, die durch vernünftige Erwägungen 
des Gemeinwohls zu rechtfertigen sind (vgl. Scholz in: Dürig/
Herzog/Scholz, GG, Stand Juli 2021, Art. 12 Rn. 343). Die Ver-
hinderung der Verbreitung der Coronavirus-Krankheit-2019 
durch die getroffenen Anordnungen zum Schutz von Leben 
und Gesundheit als auch zum Schutz der Funktionsfähigkeit 
des Gesundheitssystems sind jedenfalls vernünftige Erwä-
gungen des Gemeinwohls. Die Maßnahmen tragen dazu bei, 
dass die Steigerung der Infektionszahlen verlangsamt wird 
und so ggf. eine Gesamtschließung der Gastronomie verhin-
dert wird (vgl. § 15 Abs. 1 Nr. 1 c) der 15. BayifSMV). Das Inte-
resse am Betrieb von Gastronomie unter freiem Himmel wird 
durch die angeordneten Maßnahmen nicht unverhältnismäßig 
beeinträchtigt.

Die Verhältnismäßigkeit der Maßnahmen ergibt sich auch  
aus deren zeitlicher Befristung bis zum 15.12.2021. Dies stellt  
sicher, dass die Maßnahmen einer aktuelle Prognose der In-
fektionslage entsprechen und neuerliche Entwicklungen der 
Pandemie berücksichtigt werden können. Auch die getroffe-
nen Ausnahmeregelungen tragen zur Verhältnismäßigkeit  
bei.

Die Zugangsbeschränkung nach dem 2G-Prinzip als auch die 
Maskenpflicht stehen im Hinblick auf den Schutz überragend 
wichtiger Rechtsgüter wie Gesundheit und Leben des Einzel-
nen und der Bevölkerung sowie der Funktionsfähigkeit des 
Gesundheitssystems offensichtlich nicht außer Verhältnis. 
Eine Abwägung der widerstreitenden Interessen fällt somit 
eindeutig zu Gunsten des Schutzes der Allgemeinheit aus;  
Individualinteressen müssen insoweit zurücktreten. Die Nach-
teile, die in diesem zeitlichen befristeten Rahmen hinzuneh-
men sind, stehen nicht außer Verhältnis zum angestrebten 
Zweck – dem Gesundheitsschutz der Bevölkerung.

IV. Bekanntgabe

Nach Art. 41 Abs. 4 Satz 3 BayVwVfG gilt bei der öffentlichen 
Bekanntgabe eines schriftlichen Verwaltungsaktes dieser 
zwei Wochen nach der ortsüblichen Bekanntgabe als bekannt 

gegeben. Um ein weiteres Ansteigen der Infektionszahlen 
zeitnah zu verhindern, wurde von der Möglichkeit des Art. 41 
Abs. 4 Satz 4 BayVwVfG Gebrauch gemacht und ein früheres 
Bekanntgabedatum gewählt.

Gemäß Art. 41 Abs. 3 Satz 2, Abs. 4 Satz 1 und 2 BayVwVfG 
i.V.m. § 1 Abs. 2 Satz 1 der Satzung über die öffentliche  
Bekanntmachung in ortsüblicher Weise im Bereich der Landes-
hauptstadt München vom 30. September 2020 (Bekannt
machungssatzung) wird diese Allgemeinverfügung durch 
Veröffentlichung in Rundfunk, Presse und dem Internet
(www.muenchen.de/amtsblatt) bekanntgegeben. Danach 
kann eine Allgemeinverfügung im Internetauftritt der Landes-
hauptstadt München, in Rundfunk oder Medien oder durch 
geeignete Kommunikationsmittel bekanntgemacht werden, 
wenn es zur Verhütung erheblicher Gefahren für Leben, Ge-
sundheit oder zum Schutz von Sachgütern erforderlich ist und 
eine Bekanntmachung nach § 1 Abs. 1 Bekanntmachungssat-
zung (im Amtsblatt) nicht rechtzeitig möglich ist. Die Bekannt-
machung ist anschließend unverzüglich auch nach § 1 Abs. 1 
Bekanntmachungssatzung zu veröffentlichen. Die Bekannt-
machung im Münchener Amtsblatt muss, auch bei Notbe-
kanntmachungen, einige Tage im Voraus mit dem Amtsblatt 
vereinbart werden. Das Infektionsgeschehen durch die COVID-
19-Pandemie ist sehr volatil. Die in dieser Allgemeinverfügung 
getroffenen Maßnahmen waren zum Schutz der Bevölkerung 
unverzüglich anzuordnen, so dass eine Abstimmung mit dem 
Amtsblatt, auch in Form eines Notamtsblattes, nicht recht
zeitig hätte erfolgen können.

V.	Sofortige Vollziehung

Die Maßnahmen aus Ziffer 1 bis 5 dieser Allgemeinverfügung 
ist gemäß § 28 Abs. 3 IfSG i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG kraft  
Gesetzes sofort vollziehbar.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines  
Monats nach ihrer Bekanntgabe Klage erhoben werden bei 
dem Bayerischen Verwaltungsgericht München.

Dafür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung:

a)	�Schriftlich an oder zur Niederschrift bei  
Bayerisches Verwaltungsgericht München 
Postanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

b)	�Elektronisch nach Maßgabe der Bedingungen, die der  
Internetpräsenz der Verwaltungsgerichtsbarkeit  
www.vgh.bayern.de zu entnehmen sind

Hinweis: �Die Klageerhebung per einfacher E-Mail ist nicht zu-
gelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen!

München, 30. November 2021	 Kreisverwaltungsreferat
		  gez. Dr. Böhle 
		  Berufsmäßiger Stadtrat



Amtsblatt der Landeshauptstadt München – Nr. 34/2021

765



Amtsblatt der Landeshauptstadt München – Nr. 34/2021

766

Stadtkämmerei
Leitung: Christoph Frey
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
bdr.ska@muenchen.de

Direktorium
Leitung: Silvia Dichtl
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
direktorium@muenchen.de

Kontakte der Stadtpolitik

Stadtspitze

Oberbürgermeister Dieter Reiter
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
buero.ob@muenchen.de 

Bürgermeisterin Katrin Habenschaden
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
buero.bm2@muenchen.de

Bürgermeisterin Verena Dietl
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
buero.bm3@muenchen.de

Stadtrat

Fraktion Die Grünen – Rosa Liste
Rathaus, Zimmer 339
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-9 26 20, Fax 233-9 26 84
gruene-rosaliste-fraktion@muenchen.de

CSU-Fraktion
Rathaus, Zimmer 249
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-9 26 50, Fax 233-9 27 47
csu-fraktion@muenchen.de 

SPD/Volt – Fraktion
Rathaus, Zimmer 150
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-9 26 27, Fax 233-2 45 77
spd-rathaus@muenchen.de 

DIE LINKE./Die PARTEI Stadtratsfraktion
Rathaus, Zimmer 176
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-2 52 35, Fax 233-2 81 08
dielinke-diepartei@muenchen.de

FDP BAYERNPARTEI Stadtratsfraktion
Rathaus, Zimmer 218
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-9 26 45, Fax 233-2 04 36
fdpbayernpartei@muenchen.de

Fraktion ÖDP/München-Liste
Rathaus, Zimmer 118
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-2 69 22
oedp-ml-@muenchen.de 

AfD
Rathaus
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 30 64 75 68
info@afd-stadtrat-muenchen.de

Freie Wähler
Rathaus
Marienplatz 8, 80331 München
freie-waehler@muenchen.de

Nichtamtlicher Teil

Kontakte der Referate und des Direktoriums

Baureferat
Leitung: Rosemarie Hingerl
Friedenstraße 40, 81671 München
baureferat@muenchen.de

Gesundheitsreferat
Leitung: Beatrix Zurek
Bayerstraße 28a, 80335 München
r.gsr@muenchen.de

Kommunalreferat
Leitung: Kristina Frank
Denisstraße 2, 80335 München 
kommunalreferat@muenchen.de

Kreisverwaltungsreferat
Leitung: Dr. Thomas Böhle
Ruppertstraße 19, 80466 München
kreisverwaltungsreferat@muenchen.de

Kulturreferat
Leitung: Anton Biebl
Burgstraße 4, 80331 München
kulturreferat@muenchen.de

Mobilitätsreferat
Leitung: Georg Dunkel
Implerstraße 7-9, 81371 München
mobilitaetsreferat@muenchen.de

Personal- und Organisationsreferat
Leitung: Dr. Alexander Dietrich
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
personal@muenchen.de

Referat für Arbeit und Wirtschaft
Leitung: Clemens Baumgärtner
Herzog-Wilhelm-Straße 15, 80331 München
wirtschaft@muenchen.de 

Referat für Klima- und Umweltschutz
Leitung: Christine Kugler
Bayerstraße 28a, 80335 München
r.rku@muenchen.de

Referat für Stadtplanung und Bauordnung
Leitung: Prof. Dr. (Univ. Florenz) Elisabeth Merk
Blumenstraße 28b, 80331 München
s.plan@muenchen.de

Referat für Bildung und Sport
Leitung: Florian Kraus
Bayerstraße 28, 80335 München
bildung-und-sport@muenchen.de

IT-Referat
Leitung: Thomas Bönig
Agnes-Pockels-Bogen 21, 80992 München
rit@muenchen.de

Sozialreferat
Leitung: Dorothee Schiwy
Orleansplatz 11, 81667 München
sozialreferat@muenchen.de
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Bezirksausschuss-Geschäftsstellen

Stadtbezirke 1 Altstadt – Lehel, 2 Ludwigsvorstadt – Isarvor-
stadt, 3 Maxvorstadt, 4 Schwabing-West, 12 Schwabing – 
Freimann
BA-Geschäftsstelle Mitte
Tal 13, 80331 München
Tel. 15 98 68 8-11, -22, -33, -44, -55, Fax 15 98 68 8-15
bag-mitte.dir@muenchen.de

Stadtbezirke 6 Sendling, 7 Sendling – Westpark,
8 Schwanthalerhöhe, 18 Untergiesing – Harlaching, 19 Thal
kirchen – Obersendling – Forstenried – Fürstenried – Solln 
BA-Geschäftsstelle Süd
Meindlstraße 14, 81373 München
Tel: 233-3 38 80, -1, -2, -3, -9, Fax 233-3 38 85
bag-sued.dir@muenchen.de

Stadtbezirke 20 Hadern, 21 Pasing – Obermenzing, 22 Aubing 
– Lochhausen – Langwied, 23 Allach – Untermenzing, 25 Laim
BA-Geschäftsstelle West
Bürgerzentrum Rathaus Pasing Landsberger Straße 486, 
81241 München
Tel. 233-3 72 -24, -30, 233- 3 73 5 -2, -3, -4, 233- 3 74 15,
Fax 233-3 73 56
bag-west.dir@muenchen.de

Stadtbezirke 9 Neuhausen – Nymphenburg, 10 Moosach, 
11 Milbertshofen – Am Hart, 24 Feldmoching – Hasenbergl
BA-Geschäftsstelle Nord
Ehrenbreitsteiner Straße 28a, 80993 München
Tel. 15 98 68 93- 1, -2, -3, -5, Fax 159 86 89 21
bag-nord.dir@muenchen.de

Stadtbezirke 5 Au – Haidhausen, 13 Bogenhausen, 14 Berg 
am Laim, 15 Trudering – Riem, 16 Ramersdorf – Perlach, 
17 Obergiesing – Fasangarten 
BA-Geschäftsstelle Ost
Friedenstraße 40, 81660 München
Tel. 233-61 48 -0, -1, -2, -3, -4, -6, 233-6 14 90,
Fax 233-6 14 85
bag-ost.dir@muenchen.de  

Zentrale Informationsquellen der Stadt München 

Internetangebot
muenchen.de/rathaus – unter dieser Adresse finden interes-
sierte Bürgerinnen und Bürger alle Leistungen, Angebote, 
Ämter und Behörden der Stadtverwaltung im Internet.
Unter dem Begriff „Dienstleistungsfinder“ gibt es auch einen 
Online-Service für die am meisten nachgefragten Leistungen 
der städtischen Behörden. Hier erhält man Informationen zu 
Adressen, Erreichbarkeit, Antragsformularen, Hinweise zu be-
nötigten Unterlagen und Gebühren. Die direkte Adresse lautet 
muenchen.de/dienstleistungsfinder

Online-Services der Stadtverwaltung
Über 100 Dienstleistungen, die Sie bereits online erledigen 
können, finden Sie auch unter muenchen.de/onlineservices

Die Behördennummer 115
Mit einer leicht zu merkenden Rufnummer erhalten Bürgerin-
nen und Bürger einen direkten Draht zur Verwaltung. Wird 
eine Frage wie z.B. zum Wohnsitz anmelden, Ausweis bean-
tragen oder Fahrzeug ummelden, gestellt, beantworten die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Service Centers der 
Landeshauptstadt München gerne Ihre Anliegen. Die 115 ist 
von Montag bis Freitag von 8 bis 18 Uhr erreichbar.

Stadt-Information im Rathaus
In der Stadt-Information im Rathaus erhalten Sie Prospekte, 
Informationsmaterial und Formulare zu unterschiedlichen  
Themen. Die Mitarbeiter*innen stehen mit Rat und Hilfeleis-
tung zur Verfügung. Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 10 bis 
18 Uhr, Samstag 10 bis 16 Uhr. Telefon 22 23 24 oder Mail an 
stadtinformation@muenchen.de

München Handbuch
Antworten zu allen wichtigen Fragen an die Stadtverwaltung 
liefert das München-Handbuch. Von der Abfallberatung bis 
zum Zweckentfremdungsverbot bietet es ein breites Angebot 
städtischer Dienstleistungen übersichtlich aufbereitet mit  
Adressen, Öffnungszeiten und Beratungsmöglichkeiten. Die 
266 Seiten starke Broschüre gibt es kostenlos in der Stadt- 
Information im Rathaus.

Rathaus Umschau
Die Rathaus Umschau ist der offizielle Pressedienst der  
Landeshauptstadt München. Sie erscheint jeden Werktag ab  
12 Uhr unter ru.muenchen.de und kann als Mail-Newsletter 
sowie als Push-Nachricht abonniert werden unter der Adresse 
muenchen.de/ru-abo

Weitere Newsletter der Stadt München sowie von 
muenchen.de sind zu finden unter muenchen.de/newsletter

Ratsinformationssystem
Was macht der Münchner Stadtrat? Darüber informiert Sie 
RIS, das RatsInformationsSystem der Stadt München. RIS 
stellt unter ris-muenchen.de Ihnen die Anträge, Anfragen so-
wie die öffentlichen Vorlagen und Beschlüsse zur Verfügung, 
mit denen sich der Münchner Stadtrat befasst.

Vollversammlungen des Stadtrats live im Internet
Unter der Adresse muenchen.de/stadtrat-live können Interes-
sierte die Vollversammlungen des Stadtrats live im Internet 
mitverfolgen. Auf der Seite finden sich auch die Links zur  
jeweiligen Tagesordnung sowie zu den Sitzungsprotokollen.

Stellenausschreibungen der Stadt München
Informationen zur Stadt München als Arbeitgeberin sowie zu 
Stellenausschreibungen der Landeshauptstadt finden Sie  
unter muenchen.de/karriere

„Die Stadt informiert“
Wissenswertes zu aktuellen Themen der Stadt finden Sie  
unter stadtinfo.muenchen.de

Das „Münchner Stadtrecht“
Eine Sammlung der vom Stadtrat der Landeshauptstadt  
München erlassenen Satzungen und Verordnungen ist zu  
finden unter muenchen.de/stadtrecht

Elektronische Vergabeplattform der Stadt München
Seit 2018 werden EU-Ausschreibungen der Landeshauptstadt 
München nur noch elektronisch über die eVergabe-Plattform 
unter vergabe.muenchen.de veröffentlicht inklusive der ge-
samten Kommunikation mit Ihnen. Weitere Informationen un-
ter muenchen.de/ausschreibungen

Kartendienst der Münchner Stadtverwaltung
München GeoPortal ist die zentrale Plattform für Themenkar-
ten der Stadt München. Hier finden Sie u.a. den Amtlichen 
Stadtplan, die Bebauungspläne oder den Radlstadtplan. Neben 
den interaktiven Karten finden Sie zu den jeweiligen Themen 
auch Internetseiten mit weiterführenden Informationen.  
GeoPortal München ist erreichbar unter geoportal.muenchen.de 

Social Media Register
Eine Auflistung des Angebots der Stadt München und ihrer 
Einrichtungen im Bereich Social Media finden Sie unter 
muenchen.de/social-media-register 
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